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Vor ſchweren Entſcheidungen.
Der Reichstag iſt in Berlin, aber er kann nicht

za gen. Er iſt vorzeitig denn er et erſt Ende Oktober
der Anfang November wieder zuſammentreten nachBerlin ruhen worden, um zu der Entſcheidung der
Entente über Oberſchleſien Stellun zu nehmen.
Die Entſcheidung iſt noch nicht da, weil offenbar auch
drüben wiederum große wierigkeiten
entſte ſind. Aber wenn die Entſche r da ſein wird,
dann bleibt es noch immer fraglich, ob der ſofort
zuſammentreten kann, denn hat nur einen Zweck, wenn
eine Regierung da iſt, ob aber dann eine Regierung n o
oder eine neue ſchon wieder da ſein wird, das wei
jeute kein Menſch.
Seit der Eröffnung der Nationalverſammlung r

ſchon zwei den egierungen über aus wärti 4 e Er-
eigniſſe geſtürzt. Jm Streit um Unterzeichnung
oder Nichtunterzeichnung des Dokuments von Verſailles zer
brach das Kabinett idemann. Damals lag gewiß ein
Grund zum Rücktritt vor, denn im Kabinett rangen in einer
Lebensfrage des deutſchen Volkes Meinung Meinung,und die Unterlegenen räumten das Feld. ſtant
ſchon die Sache bei dem erſten und bisher ein zigen rein
bürgerlichen Kabinett, das Deutſchland ſeit der Re
volution beſeſſen hat, beim Kabinett Fehrenbach.

Dieſes hatte in Taten loſigkeit den Zeitpunkt heran
onmmen laſſen, zu dem die Höhe der deutſchen Ver-

f lich tungen an die Entente feſtgeſetzt werden ſollte, es
e ber Fehler und be

uuf. UnfähigJa oder Nein zu ſagen, verſchwand es in Erkenntnis

h r Anzulänglichkeit.Nun wird zum drittenmal eine deutſche Regierung von
Jrr Surzflut der auswärtigen Ereigniſſe mit dem Fall be-

roht, und wiederum liegen die Dinge ganz anders. Die
Regierung Wirth hatte ihre ganze Politik auf die Erhal-tung eines möglichſt gen Teils von Ober-
ſch le en eingeſtellt, trotzdem iſt es ihr nicht gelungen, zu
verhindern, daß wichtige Teile dieſes Landes von Deutſch
land losgeriſſen werden, aber niemand behauptet, daß eine
andere Regierung mit einer anderen Politik ein beſſeres
Ergebnis zu erreichen vermocht hätte. Der Verluſt eines
Teils von Oberſchleſien iſt die Aus wirkung eines
verlorenen Kriegs, aber es war wahrlich nicht die

egen wärtige Regierung, die dieſen Krieg verloren

Dennoch ſoll die Entſcheidung über Oberſchlefien dazu be
nutzt werden, den Rücktritt des Kabinetts her-
beizuführen, weil die Demokraten und ein Teil des
Zentrums in ihr die S Gelegenheit erblicken, die
Deutſche Volkspartei in die Regierung mit aufzunehmen.
Das Ziel iſt die ſogenannte Koalition auf breiter Grund
lage vielleicht mit Wirth, vielleicht aber auch und dase den Treibern dieſer Kriſe viel lieber ohne ihn.
Man hat den Kölner Oberbürgermeiſter Adenauer als
Kanzlerkandidaten genannt, man nennt je den Botſchafter
in s Dr. Mayer und in zweiter Linie den Zentrums
vorſitzenden Marx. Man ſpricht von Streſemann als künf-
tigem Miniſter des Auswärtigen und erklärtem Liebling
der engliſchen Botſchaft. Es werden ohne Ende Jntrigen
geſponnen und Kombinationen a

Soviel iſt gewiß: Wenn die Kriſenmacher auch nur
einen Teil von dem erreichen, was ſie erreichen wollen,
dann wird in der r Regierung der deutſchen Republik
die Sozialdemokratie nicht mehr vertreten
ſein. Man kann heute ſagen: Wird das Kabinett Wirth
genötigt, wegen der Oberſchleſienkriſe ſeine Demiſſion zu
geben, ſo ſinkt die Wahrſcheinlichkeit, daß die Sozialdemo-
kratie in der Regierung bleiben wird, beinahe auf den Null
unkt. Auf alle Fälle wird dann unſere Partei vor
chweren Ent ne ler ſt e hen, denn wenn es

auf der einen Seite ganz ſelbſtverſtändlich iſt, daß ſie ſich
nicht zur bloßen Dekoration eines vorwiegend bürgerlich-
kapitaliſtiſchen Kabinetts gebrauchen laſſen wird, ſo iſt ſie
auch nicht geneigt, den Entſchluß, aus der Regierung
auszutreten, leicht zu nehmen.

Geht die Sozialdemokratie aus der Regierung hinaus,
dann iſt nur zweiexlei möglich. Entweder es zeigt ſich, daß
die Bürgerlichen allein regieren können, und
dann werden ſie gewiß nicht aus purer Liebe die Sozial
demokraten wieder zu ſich in die Regierung bitten. Oderqber, was viel woahrſcheinicher iſt, es zeigt ſich, daß die bür-

gerlichen Parteien allein nicht regieren können, und daß
ſie bei dieſem e das Reich in die unheilvollſten
äußeren und inneren Lagen bringen. Dann wird wieder
einmal die Sozialdemokratie zur Rettung herangeholt wer
den, aber wer ver zu ſagen, was dieſe neue Lek-
tion dem deutſchen Volke koſten wird?

Die Kriſenmacher ſpielen ein gewiſſenloſes
Spiel. Stürzt das Kabinett Wirth, ſo wird die Erregung
darüber in den Maſſen nicht r deſto größer wird
das Mißtrauen ſein, daß man die Kriſe dazu benutzen wolle,
um von den Sozialdemokraten aller hand Zugeſtänd

niſſe und das Aufgeben ihrer eigenen poli-tiſchen Abſichten zu erzwingen. S einer ſolchen
Situation werden ſich die ſozialdemokratiſchen Unterhändler
ſehr hart zeigen müſſen, und ſicher werden ſie eher die
Zuſtimmung der Partei finden, wenn ſich an ihrer
Härte n als wenn ihnen weiſtrelt zum Vorwurf gemacht werden kann. Ein Ab-
iegen der deutſchen Politik nach rechts werden ſie nicht

mitmachen können, können ſie es nicht verhindern, ſo muß
die Sozialdemokratie aus der Regierung aus-
ſcheiden, mag dann weiter kommen, was will.

Klarheit noch heute.
Der Wortlaut der Entſcheidung über Oberſchleſien an die

deutſche Regierung unterwegs.
Paris, 20. Oktober. (Havas.) Die Botſchafterkonferenz

hat geſtern nachmittag die Redaktion der Mitteilung über
die Entſcheidung der Alliierten betreffs Oberſchleſiens be
endet. Sie wird heute nachmittag der deutſchen und
der polniſchen Regierung zugeſtellt werden. Die Mitteilung
wird umfaſſen einen Begleitbrief, den Text der Entſchei
dung der Alliierten und die Beſtimmungen über die bei der
Anwendung zu befolgende Prozedur. Dieſe Entſcheidung
iſt bereits er abend der interallliierten

om miſſion in Oppeln nitgeteilt. Die für die
Feſtſetzung der deutſchpolniſchen Grenze gebildete Kom-
miſſion iſt beaufragt worden, unverzüglich mit der genauen
5 tellung der neuen Grenzlinie in Oberſcheſen zu be
ginnen.

Friede mit Amerika.
Wajſhington, 19. Oktober. r Die Annahme des

Friedensvertrages mit Deutſchland erfolgte im Senat mit
66 gegen 20 Stimmen.

London, 20. Oktober. (WTVB.) Nach einer Exchange
meldung aus Waſhington hatte vor der Ratifizierung der
Friedensverträge mit Deutſchland, Ungarn und Oeſterreich
der Senat mit 56 gegen 12 Stimmen den Zuſatzantrag des
Senators Mac Kellar abgelehnt, wonach Deutſchland ge

7 werden ſollte, anzuerkennen, den Krieg verſchuldet

zu n.
Der Jagow-Prozeß vertagt.

Große Herren kommen nicht in Unterſuchungshaft.
Berlin, 19. Oktober. (WTB.) Jm Kapp-Prozeß iſt

eine der Sachlage dadurch eingetreten, daß vier
der flüchtigen An h nämlich Oberſt Bauer, Kor
vettenkapitän Erhardt, ajor Pabſt und Schrif-ſteller
Schnitzler, ſich bereit erklärt haben, ſich dem Gericht zu
tellen, wenn ſie gegen Sicherheitsleiſtung mit der Unter-
uchungshaft verſchont würden. Das Reichsgericht hat ihnen

durch Beſchluß vom 17. Oktober ſicheres Geleit bewilligt,
aber nur unter der Bedingung, daß ſie ſich ungeſäumt dem
Unterſuchungsrichter in Leipzig zur Vernehmung ſtellen, daß
ſie an einem im Benehmen mit dem Unterſuchungsrichter
z beſtimmenden oder von ihm zu bezeichnenden Orte im Jnande Aufenthalt nehmen, vieen rt ohne richtrliche Ge
nehmigung außer zur Wahrnehmung gerichtlicher Termine
nicht verlaſſen und daß ſie jeder Ladung zu einem gericht-
lichen Termin folgen. Auf dieſe Weiſe wird es ermöglicht,
das Verfahren gegen die Angeſchuldigten von Jagow, von
Wangenheim und Dr. Schiele einheitlich durchzuführen. Der
gegen letztere bereits z den 27. Oktober angeſetzte Haupt
verhandlungstermin mußte daher aufgehoben werden. Das
Verfahren gegen ſämtliche Angeſchuldigten wird nach Mög-
lichkeit beſchleunigt. Mit dem Stattfinden der Hauptver-
handlung iſt in nächſter Zeit zu rechnen.

Preußiſcher Landtag.
58. Sitzung. Mittwoch, den 19. Oktober 1921. 12 Uhr.

Anfragen und Anträge zur Behebung der Kartoffelnot.
Abg. Gronowsky (Ztr.): Wir verurteilen aufs Schärfſte

die Ausnutzung der Kartoffelnot zur parteipolitiſcher Agitation,
wie wir ſie geſtern bei dem deutſchnationalen Redner erkebt
haben. Die Regierung muß ſich klipp und klar äußern über ihre
Maßnahmen gegen die ſchamloſe Preistreiberei und für die Ver
ſergung der notleidenden Bevölkerung. Reden und Verordnungen
haben wir genug gehört. (Zuruf links: Stegerwald!). ir
wollen endlich Taten ſehen, denn die Ruhe, die jetzt noch herrſcht,
iſt Ruhe vor dem Sturm. Daß der Wucher ſo ins Kraut ſchießen
würde, haben wir uns bei Abſchaffung der Zwangswirtſchaft
doch nicht gedacht. (Stürmiſches Hört! Hört! links). Die Regie-
rung muß endlich ernſthaft zur Anwendung des Wuchergeſetzes
ſchreiten. (Lebh. Beif. im Zentrum)).

Abg. Limbertz (Soz.): Die Anfragen der ſozialiſtiſchen
Parteien nennen den unverſchämten Wucher beim richtigen Wort,
während die deutſchnationale Anfrage kein Wort der Ver
urteilung dafür hat. Der i nationale Redner 92
geſtern den Wucher geradezu tbeoretiſch gerechtfertigt.

führen. Die Landbünde predigen o fen den Hunger-
krieg gegen das deutſche Volk. Die Drohungen mit dem Liefe
rungsſtreik ſind keineswegs bloße ſeere Dabei hat die Land
wirtſchaft in den letzten Jahren rieſiege Einnahmen gehabt und
überall Verbeſſerungen der Betriebe vornehmen und ypotheken
ſchulden e len können. Für die Ver der Futter-

müßte für den Wucher, wie im alten Rom, die en ein

mittel hat das Reich Milliarden ausgegeben. Im kraſſen Gegen
ſatz dazu ſteht das Elend in den Kreiſen der Arbeiter, Angeſtell
ten und Kleinrentner. Da u es ein von Loe noch,
auf rhejniſchen Bauernverſammlung zu behaupten, die Landwirt
ſchaft leide Not und brauche Preiſe. (Lachen und Zurufe
links). Die „Kolonialwaren-Woche“ vergleicht die Kaufleute,die den Preis ihrer Warenbeſtän rig t, trotz billigen Ein
kaufs, nach der jeweiligen Konjunktur er höhen, mit den ſieben
törichten Junfrauen. Die Lebensmittelpreiſe ſind bis zum
Winde achen geſtiegen, die Löhne und Gehälter dagegen
nur um das t bis Zehnfache. Sie (nach rechts) dürfen ſich
nicht wundern, wenn in den Jnduſtriegebieten neue Streiks
und neue Lohnforderungen kommen. Aus den durch
das Wiesbadener Abkommen entſtehenden Reparxationslieferungen
werden von der Jnduſtrie ungeheuere Gewinne gezogen. Wir
haben ein Jntereſſe daran, nicht noch Reparationsgewinnler zu
züchten. Hinzu kommt noch die mangelhafte Beſteuerung
des Großkapitals. Noch heute haben die Finanzämter mit
der Beſteuerung der kleinen Leute zu tun, während die großen
ihr Kapital in Sicherheit bringen oder der Beſteuerung entziehen
können. Die Hetze gegen den Achtſtundentag trägt mit
zur Verbitterung der Arbeiterſchaft bei. Unſere Kartoffelernte
teht etwas hinter der Mittelernte zurück. Es beſteht kein Zweifel
aß der Kartoffelbedarf für dieſes Jahr durch die neue Ernte ge

deckt werden kann. Aber der Reichsernährungsminiſter hat ſich
nicht frühzeitig genug mit dem Verkehrsminiſterium in Verbin
dung geſetzt. Das iſt eine grobe Fahrläßſigkeit. Trotz-
dem die Gewinne der e nkeee auf 10 Prozent herabgedrückt
wurden, läßt ſich heute der Zentner Kartoffeln nicht unter 92 bis
99 Mark liefern. Die Preußiſche Regierung muß ſich ſo ſchnell
als möglich mit der Regierung zwecks Abhilfe dieſer Mißſtände in
Verbindung ſetzen. (Lebh. Beif. bei den Soz.

Abg. Klausner (U. Soz.) begründet die Anfrage der
Unabhängigen. Das Zentrum hat zwei Seelen in ſeiner Bruſt,
für gewöhnlich iſt es reaktionär, aber wenn unter ſeinen Arbei-
tern Unzufriedenheit herrſcht, ſchickt es feine Arbeitervertreter
vor, um radikale Reden zu halten. Wenn Herr Gronowski nach
der Hilfe der Wuchergerichte verlangt, ſo vergißt er, daß die
Juſtiz ſich aus den reaktionären Kreiſen zuſammenſetzt und daher
verſagen muß. Die ganze Preußiſche Regierungsvolitik iſt ja
deutſchnational r.

Abg. Riedel (Dem.): Nicht nur die Landwirtſchaft hat
ſchuld an der Kartoffelteuerng, ſondern auch re Jnduſtrie
kreiſe des Weſtens, die frühere Schieber und unerfahrene Be
triebsräte als Kartoffelaufkäufer nach dem Oſten ſchickten. Der
Kartoffelwucher iſt kein Beweis für, ſondern gegen die Zwangs-
wirtſchaft, denn erſt auf dem Boden der Zwangswirtſchaft iſt
Wucher- und Schiebertum groß geworden. J

Abg. Schulz Neukölln (Komm.): Jn Füringe hat ein
Landbündler erklärt, die Kartoffeln könnten für 25 Mark abge
geben werden. Ein anderer Landwirt hat den ger für 40
Mark verkauft und erklärt. ein Preis über 50 Mark ſei unberech
tigt. Wie können da die Agrarier den doppelten Preis nehmen?
(Zuruf bei den Deutſchnationalen: Die Händler bieten z Da
haben Sie den Beweis, daß in Jhren Reihen (nach rechts) die
Wucherer ſitzen.

Darauf wird die Ausſprache abgebrochen. Ein kommu
niſtiſcher Antrag, auf die morgige Tagesordnung den kommu
niſtiſchen Antrag auf Unterſtützung Sowjet-Rußlands zu 55
wird gegen die Stimmen der Kommuniſten abgelehnt. Nä
Sitzung: Donnerstag 12 Uhr: Weiterberatung.

Wie Hermes ab wirtſchaftet.
Die Zentrumsarbeiter ſind von der Politik ihres Zen

trumsminiſters Hermes, der allzu willig und allzu raſch di
Aufhebung der Zwangsvwirtſchaft durchgeführt gründ
lich kuriert. Jn einer Verſammlung chriſtlicher Gewerk
ſchaftler in Köln wurde ſcharf gegen den Kartoffelwucher
proteſtiert. Es wurde u. a. die Konfiskation des Vermögens
von Wucherern verlangt. D. radikale Chriſten ver-
langten, daß jeder Schieber und Wucherer an die ndſtellt würde. Sie r der Zentrumspartei ſollen
mit Material verſehen werden. O, an Material wird es
den Herren nicht fehlen. Notwendig iſt, daß die chriſtlichen
Arbeiter den Agrariern im Zentrum die Ueberzeugung bei-
bringen, daß mit der verbrecheriſchen Ausbeurungspoliti
Schluß gemacht werden muß.

Lloyd George und die Arbeitsloſigkeit in England.
London, 20. Oktober. (WTVB.) Lloyd George hielt

geſtern nachmittag ſeine mit Spannung erwartete Unter
hausrede über die Arbeitsloſenfrage. Er ſagte,
das Land mache die ſchwerſte Periode von Arbeitsloſigkeit
ſeit 200 Jahren durch. Jm S en Augenblick ſeien
in England 175 000 Erwerbsloſe. Die Urſache einſchließlich
der Störung der Handelsmaſchinerie und der Schwankungen
des Wechſelkurſes könnten in dem Wort „Kri ammengefaßt e e e e über a
bisherigen Ma men der ierung zur ve haneh un zur Behäbung der



n Preußen.
Die „K Volkszeitung“ veröffentlicht dennachſtehenden ufruf, der nicht nur für die Parteigenoſſen

Oſtpreußens, ſondern der r Republik von Jntereſſe iſt,
er doch einen tiefen Einblick in den gegenwärtigen

tand der D die ſich infolge des provokatoriſ r

haltens der z 5 unzu einer Gefahr für die i epublik zukaeekn drohen. Der Aufruf lautet:

An alle Reyuhlikauer der Provinz Oftpreußen!
Arbeiter, Parteigenoſſen, Republikaner!

Die Stunde iſt gekommen, wo ein weiteres Vertuſchen
der oſtpreußiſchen Zuſtände in bezug auf die Orgeſch ein
Verbrechen der Republik bedeuten würde.
tente erneut Waffen beſchlagnahmen mußte, beſteht die Ge
fahr neuer Zwangsmaßnahmen. Wir wollen aber den

riedensve loyal erfüllen, damit wir, auf unſer gutes
echt geſtützt, zur Aenderung des Schandvertrages gelangen.

auf dieſe iſt es möglich, den völligen Zu
ſammenbruch der deutſchen Republik zu verhindern und
dieſe gegen den Anſturm der Monarchiſten ſicherzuſtellen.

Die O wird jetzt in ganz Oſtpreußen eine fieber-
hafte Tätigkeit entfalten, um ihre Waffen in ſichere Ver-
ſtecke zu ſchaffen.

eder, der jetzt zur Republik ſteht, muß in dieſen Tagen
die Augen offen halten und jeden verdächtigen Wagrirans
port anhalten, um ein weiteres Verſchieben der Waffen zu
verhindern.

Jede Meldung über Waffenfunde, angehaltene Trans-
porte und dergl. m ort an die zuſtändige Behörde
(Landratsamt oder und a Kontrolle auch an die
Bezirksleitung der Soz mokratiſchen Partei Königsberg,
Hewerkſchaftshaus, gegeben werden.

Für die Republik!
Gegen die monarchiſtiſche Orgeſchbande.
Der Aufruf beweiſt die Größe der Gefahr, in der ſich

die Republik befindet, können doch jeden Tag Verhältniſſe
eintreren, die in Oſtpreußen einen Brandherd entzünden,
der ſich nur zu bald über das ganze Reich erſtrecken könnte.
Gerade in der letzten Zeit häuften ſich die Meldungen, wo
nach die rn von onen, deren 3 örigkeit zu
einer der ſozialiſtiſchen rteien bekannt iſt, beſonders
großen Amfangannahmen. Man wird den Land-
ratsämtern, die zum großen Teil noch immer mit Vertretern
des alten Regimes beſetzt ſind, bei der Bekämpfung der
monarchiſtiſchen Umtriebe nicht immer beſonderes Vertrauen
ſchenken können, ſo daß die Kontrolle durch die So-
zial demokratiſche Parrei und durch die ſtändigeFühlun mit der w. eine un umgäng-
liche Rot wendigkeit iſt. Der Aufruf unſerer oſt
preußiſchen Parteigenoſſen iſt um ſo bemerkenswerter, als
anfänglich eine iſſe Zurückhaltung beobachtet wurde, dieerſt den erlauf er Dinge erkennen wollte. Die Entwick

lung hat jedoch jetzt Formen angenommen, denen unbedingt
durch ein rechtzeitiges Eingreifen der r J Par
teien Einhalt geboren muß. r können es uns
nicht leiſten, in einem Augenblick, in dem wir unter ciner
ſchweren außen- und innenpolitiſchen Kriſe ſtehen, noch
außerdem eine Bedrohung von innen her zu ertragen, die
bei der Rückſichtsloſigkeit und den n der
Deutſchnationalen eine neue Gefahr uten müßten.

Ludendorffs Schwedenpaß.

Jn der „Kreuzzeitung“ veröffentlicht General Ludendorff
folgendes:

er Ph. Scheidemann ſchreibt in der „Glocke“. Dabei iſt
Ludendorff. nach Schweden geflohen, während Hinden-
burg, Gröner und Scheüch in anerkennenswertem Pflicht-
gefühl und aus e um das zurückflutende Heer im Dienſte blie
ben.“ Ganz abgeſehen davon, daß das Heer nicht zurückflutete,
da die flüchtenden Truppen feſt in der Hand ihrer Führer waren,
mache ich demgegenüber folgende Feſtſtellung: 1. Ein Vergleichzwiſchen meinem andeln und dem der genannten drei Offiziere iſt

ganz ausgeſchloſſen, da ich am 26. Oktober verabſchiedet
worden war und jenes, wie ich annehmen muß, auf Drängen des
Kriegskabinetts, dem auch Herr Scheidemann angehörte, R
iſt, Jch glaube, das Kriegskabinett oder ſpäter die drei Volks-benuſteagten hätten meine Dienſte gar nicht angenom-

men, wenn ich auf den Gedanken gekommen wäre, ſie ihnen von
rr—Ae Mulledenterin.

Erzählung aus der Zeit der Rerolutionskriege
von Erckmann-Chatrian.

(14. Fortſetzung.

Jch trat näher herzu und ſah die Frau, ſchneeweiß,
mit offener Bruſt und zurückgeworfenem Kopf und ihre
ſchwarzen, aufgelöſten Haare. Der Mauſer hiett ihr den
Arm empor und darunter zwiſchen dem Buſen und der
Achſelhöhle zeigte ſich eine bläuliche Oeffnung, aus der
einige Tropfen Blut floſſen. Dieſe Wunde ſondierte Onkel
Jakob mit geſchloſſenen Lippen; die Sonde wollte nicht
hinein. Jch war umſo aufmerkſamer, als ich nie etwas
Aehnliches geſehen hatte, meine ganze Seele war da binten
im Alkoven. Jch hörte den Onkel murmeln: „Das iſt
ſonderbar

Jm nämlichen Augenblick hauchte die Frau einen langenSeufzer aus, und der Hund, der bis dahin ſich ſint

gehalten hatte, fing mit ſo tamentabler und ſanfter Stimme
zu winfeln an, daß man ihn für ein menſchliches Weſen
hätte halten mögen. Mir ſtanden die Haare zu e
Der Mauſer rief: „Schweig ſtill!“ Ter Hund ſchwieg
und der Onkel ſagte: „Haltet doch den Arm in die Höhe,
Mauſer! Koffel, geht hierher und unterſtützt den Körper!“

Koffel trat hinter das Bett und nahm die Frau an
den Schultern. Jetzt ging die Sonde weit hinein. Die
Frau ſtöhnte und der Hund knurrte. Da rief der Onkel:
„Die kommt davon. Seht Jhr, Koffel, die Kugel iſt an
den Rippen gusgeglitten; da ſitzt ſie unter den Schultern,

fühlt Jhr ſie „Ganz gut
Der Onkel trat heraus, und da er mich unter dem

Sorbang ſah, rief er: „Was machſt Du da „Jth fehe zu.“
„Jezt ſieht der zu! Es muß alles verkehrt gehen.

nahm ein Reſſer vom Tiſch und ging wieder
hinein. Ter Hund ſah mich mit ſejnen leuchtenden Augen
an, was mich beun te. Plöplich ſüeß die Frau einene une a u l Am de

em die En

arbeiten. 2. Jch bin nach Ausbruch der Revolution nicht naSchweden geflohen. Zunächſt war ich, da verabſchiedet, i
mann, und konnte mich als ſolcher hinbegeben, wohin es mir paßte.
Hier h aber die Sache noch anders. Zufolge der Hetze, die
namentlich von ſozialdemokratiſcher Seite gegen mich getriebenwar, war ich in den Repolutionstagen für alle die eine geſ r ge

rden, die mich aufnahmen oder aufnehmen wollten. Eine gigeneohnung wi e nicht. Jch ſandte et Hauptmann
oemker zum Minſſter Scheüch, damit dieſer den Volksbeauf-

tragten Ebert zum Schutze für mich und die erſuchte, die
ich aufnähmen. Falls der Volksbeauftragte Ebert nicht in der
age ſei, dieſen h äeelen, erſuchte ich um Aus

lands z ß. Dieſer wurde mir dann durch Vermittlung des
Auswärtigen Amtes zugeſtellt. Als ich in Schweden meine Kriegs
erinnerungen beendet hatte, kehrte ich Ende 1919 nach Deutſchland
zurück.“

zu iſt zu bemerken: Es iſt richtig, daß Ludendorff zur Zeit
ſeiner Flucht bereits entlaſſen war. Es iſt auch richtig, daß man
auf ſeine Dienſte verzichtet hat, da er als der Hauptſchuldige des
Zuſammenbruchs erkannt war. (Siehe dazu auch Streſemanns
Zeugnis: „Die Erſchütterung des letzten Reſtes von Siegeswillen
iſt ausgegangen von der OHL. und niemand anderem,“)

Das Merkwürdige aber iſt folgendes: An der Erzählung
Ludendorffs, daß er durch Vermittlung des ehemaligen Volks-
beauftragten Ebert einen Paß vom Auswärtigen Amt bekommen
habe, iſt kein Wort wahr. Ludendorff floh in Wirklichkeit mit
einem ausländiſchen Paß unter ausländiſchem Namen (und
mit blauer Brille). Wenn man nicht glauben will, daß General
Ludendorff willkürlich mit der Wahrheit umſpringt, ſo bleibt nur
die Annahme übrig, er habe ſich damals in einem ſolchen Seelen-
zuſtand befunden, daß er jetzt ſelber nicht mehr weiß, wie er eigent-
lich Schwedens rettendes Ufer erreicht hat.

l anzubieten, um gleich den genannten Herren mit zu

Reuregelung der Bezüge der Beamten.

Jm Ausſchuß für Beamtenangelegen-
e i ten des Preußiſchen Landtages, der ſich weiter mit den

ndsmaßnahmen für die Beamten beſchäftigte, gab
am T abend der preußiſche Finanzminiſter folgende
Erklärung ab:

„Die Staatsregierung verfolgt mit wachſender Sorge,
wie die mit der fortſchreitenden Entwertung der Mark
immer weiter ſteigende allgemeine Verteuerung der wich
tigſten Lebensbedürfniſſe den Beamten und Angeſtellten des
Staates mehr und r erſchwert, mit ihren gegen wärr-
tigen Dienſtbezügen auszukommen. Dieſe Verteue-
rung ſchreitet in einem Zeirmaß fort, das bei der letzten Neu
regelung der Bezüge nicht vorausgeſehen werden konnte. Jn
ähnlicher Notlage wie die aktiven Beamten befinden ſich die

r r und die Hinterblie-
geboten Eine weitere

benen. Von der Regierung wird anerkannt, daß hier
durchgreifende We dringerAnſpannung des glem der Ausgleichs- und Ver-
ſorgungszuſchläge, die in Ortsklaſſe A bereits die

öhe von 93 p, H. erreicht haben, wird über Hundetzt von
undert der Grundgehälter hinaus grundſätzlich be-
enklich und deshalb nicht durchführbar er Es muß

deshalb verſucht werden, im Rahmen der oldungsord
nung auf anderem Wege zu einer Neugeſtaltung der
Bezügezu kommen. Die Arbeiten dazu ſind im preu-
iſchen Finanzminiſterium bereits eingeleitet und werden
m engſten Einvernehmen mit dem Reichsfinanzminiſterium
tatkrä gefördert. Um aber das Zuſtandekommen
der beabſichtigten Maßnahmen nicht e
muß ich es mir zur Stunde noch verfagen, ü weitere
Einzelheiten nähere Mitteilungen zu machen. Viel-
mehr muß zunächſt der Abſchluß der darüber zwiſchen dem
Reich und Preußen ſchwebenden Verhandlungen abgewarket
werden. So viel kann jedoch ſchon jetzt geſagt werden. daß
die Regierung alles daran ſetzen wird, um dieſe Ange-
legenheit, die wegen der engen Zuſammenhänge mit dem
Reich und den anderen deutſchen Ländern beſonders pfleg-
licher Behandlung bedarf, raſch zum Ziele zuführen.
Jch werde die Führer der Parteien zu einer Beſprechung
einladen, ſobald die Verhandlungen mit dem Reiche ſo weit

ſind, daß ich in der Lage bin, nähere Angaben über
ie Einzelheiten zu machen.“

Der Finanzminiſter erklärte hierauf noch weiter, daß
die Verhandlungen mit dem Reich ſchon recht weit gediehen
ſeien und daß er hoffe, binnen acht Tagen dem Aus-
ſchuß nähere Erklärungen über die Art der Rege-
lung abgeben zu können.

viel Blut verloren, aber ſie wird ſich erholen.“ „Das
wird ſie bei dem großen Angriff der Ulanen erhalten
haben,“ ſagte Koffel; „ich war im erſten Stock bei dem
alten Krämer, um ſeine Uhr zu reinigen, und habe ge
ſehen, wie ſie beim Anſprengen abfeuerten.“

„Das iſt möglich,“ ſagte der Onkel, der in dieſem
Augenblick nur mit dem Anblick der Frau beſchäftigt war.
Er nahm dem Mauſer das Licht aus der Hand, ſtellte
ſich hinter das Bett und betrachtete mehrere Sekunden
träumeriſch die Unglückliche.

„Ja,“ ſagte er, „das iſt eine ſchöne Frau und ein
edler Kopf! Welch ein Unglück, daß ſolche Geſchöpfe den
Kriegsheeren folgen. Wäre es nicht viel beſſer, man ſähe ſie
im Schoß einer ehrbaren Familie, von ſchönen Kindern
umgeben, an der Seite eines braven Mannes, deſſen Glück
ſie machen könnte. Wie ſchade! Aber weil's einmal
der Wille des Herrn ſo iſt Er ging hinaus
und rief Lisbeth.

„Geh und hole eines Deiner Hemden für die Frau,“
ſagte er, „und Du ziehſt es ihr dann ſelbſt an. Mauſer,
Koffel, kommt, wir wollen ein Glas Wein trinken, denn
dieſer Tag war hart für uns.“ Er ging ſelbſt in den
Keller hinab und kam zurück, als eben die alte Dienerin
mit ihrem Hemd hereintrat. Als Lisbeth ſah, daß die
Marketenderin nicht tot war, kam ihr wieder einiger Mut.
Sie ging in den Alkyven und z38 die Vorhange zu,
während der Onkel die Flaſche entkorkte und den Schrank
öffnete, um Gläſer zu holen. Dem Mauſer und Koffel
ſah man das Vergnügen an. Jch hatte mich auch zum
Tiſch herangemacht, auf dem noch aufgetragen war, und
wir aßen endlich zur Nacht. Der Hund uns von
ferne zu der Onkel warf ihm einige Maülvoll Brot hin;
er wollte ſie aber nicht annehmen. Jetzt ſchlug's ein
Uhr auf der Kirche

„Es ſchlägt ein halb,“ ſagte Koffel. „Nein, es iſt
ein Uhr ich glaube, es wäre Zeit, ins Bett zu gehen,“
erwiderte der Mauſer,

Lisbeth kam aus dem Alkoven zurück. Alle ginr rer n r 7

1 Mhklliarde im Juni auf 1,3

Die Handelsbilanz des Rongts Full.

Der deutſche Außenhande uli 1921 zeigtnach den ſoeben im Reichsa h t Ergeb-
niſſen eine geringe Erhöhung in und A r gegen
über dem Juni, Die Menge der et eführten Warenſtieg von 18,2 auf 10,2 W t und zwar
war es beſonders die Ein von Lebensmitteln, Kohlen

Der Wer
und Mineralölen, ſowie offen der Eiſeninduſtrie, die
ich der Menge na ht har. er d rührten Waren ſtieg von 6,40 auf 7 illiarden Mk.
an muß ſich dabei vergegenwä 7 der Wert der

eingeführken Waren, in Papiermark ausgedrückt, ſchon des
halb ſtärker zugenommen hat, als ihre Menge, weil ſich die
Valuta gegen den Juli verſchlechtert hat. an zahlte z. B.
im Dur itt des Monats Juni für einen Dollar in
Berlin 69,38, im Juli aber 76,77 Mark. Geri er iſt die
Zunahme der Ausfuhrmengen. Dieſe e n ſich
von 15,08 auf 15,58 Millionen Doppoelzentner. i iſt
die Ausfuhr landwirtſchaftlicher eng zurück ne
gen. Weſentlich erhöht hat ſich die Ausfuhr chemiſcher
Produkte, nämlich um 3,1 Million Doppelzentner, ähnlichauch der Export von Waren der Meta nduſtrie. Die
Maſchineninduſtrie, die im Juni eine ſtarke Zunahme ihrer
Warenausfuhr r tonnte, hat Export nichtganz in demſelben Tempo weiterſteigern können, immerhin
aber 85 Doppekzentner mehr ausgeführt als im Juni.
Auffallend iſt bei einem Vergleich der Ein und Ausfuhr-
werte, daß ſich der Ueberſchuß der Einfuhr über
die Ausfuhr weiter erhöht hat. Die Ausfuhr betrug
nämlich dem Werte nach im Juli 62 Milliarden Mark

n 5,4 Milliarden Mark im Juni. Der Ueberſchuß des
ertes eingeführter Waren erhöhte ſich alſo von rund

illiarden im Juli. Die
Steigerung der Ausfuhr dürfte darauf Ab ſein,
daß die Valutaverſchlechterung einen erhöhten Anreiz dem
Warenexport bot, ſie blieb aber infolge der wirtſchaftlichen
Hemmungen durch die Sanktionen immer noch verhältnis-
mäßig weit hinter ihrer Leiſtungsfähigkeit zurück.

Die Eiſenbewirtſchaftung in Deutfſchland.
Der Eiſenwirtſchaftsbund hat in ſeiner am Diensta

in Düſſeldorf tagenden Vollvperſammlung den urſprüngli
bei der Nationalperſammlung und dem Reichs ten
Amtrag auf Abänderung der Eiſen wirtſchaft s-
Verordnung einſtimmig zurückgezogen. Mit
dem Reichswirtſchaftsminiſterium kam eine Verſtändi-

ung zuſtande, wonach der Metallarbeiterperband einrbtandigg Ernennungsrecht zur Vaollper-
ſammlun und einige Verbände, darunter der Ver
ein der Straßen-, Klein- und Pripatbahnen in den Eiſen
wirtſchaftsbund aufgenommen werden. Die Mitglie-
derzahl des Eiſenwirtſchaftsbundes wird hierdurch
nicht erhöht. Der Vertreter des Rei irtſchaftsminiſte
riums hat die Erklärung abgegeben, nunmehr auch der
Geſetzentwurf über die Aenderung der 7bund- Verordnung vorbehaltli der Suſmmung des Reichs

kabinetts zurückgenommen wird.
Der Außenhandelsausſchuß des Außenwirtſchaftsbun

des hat einſtimmig beſgleſen, der Export Ländern
mit hochwertiger Valuta in der Regel in Ueber-
e zu fakturiern iſt. A bewidie Außenhandelsſtelle für die Eiſenwi
für den Export von Roheiſen erzielte Deviſen auch wei
terhin an die Reichsbankabzuführen. Die beim
Export der Stahl- und Walzwerk- Erzeugniſſe erzieltenDeviſen ſind nur ſoweit abzuführen, als e nicht für die

eigenen Auslandsverpflichtungen des in-
duſtriellen Werkes benötigt werden. Es en aus die
ſem Grunde weniger als 402 abgeliefert werden, doch iſt
der Rachweis der Außenhandelsſtelle gegenüber zu führen.

Roltzen.
Der Reichsverband der deutſchen Induſtrie hat dem Reichs

n a offiziell die Bereitwilligkeit der Jnduſtrie zur
Mithilfe für Reparationszwecke auf dem Kreditwege übermittelt.

Verſchärſte Alarmbereitſchaft in Oberſchleſten. General Le-
rond verfügte infolge Unruhen im ganzen Jnduſtriegebiet werſchärfte Alsrmbereitſchait der interalliierten Truppen.

ſie ſchien zu ſ lafen. Der Hund hatte ſich neben das
Bett auf die Vorderfüße geſetzt und ſchaute auch hin.
Der Onkel ſtrich ihm mit der Hand über den Kopf und
ſagte: „Haſt nichts mehr zu befürchten; ſie kommt davon;
ich ſtehe gut dafür.“ Und das arme Tier ſchien ihn zu
verſtehen; er winſelte fanft.

Endlich trat man wieder heräus. Der Onkel mit dem
Licht in der Hand und führte Koſel und den Mauſer
vor das Haus und dann kam er zurück und ſagte zu uns:
„Geht jetzt ins Bett; es iſt Zeit!“ „Und Sie, Herr
Doktor fragte die alte Magd. „Jch, ich wache; dieſe
Frau iſt in Gefahr, und man kann mich vielleicht auch
ins Dorf rufen.“ sEr ging, ein Scheit in den Ofn zu lgu, und ſtreckte ſich
hinten im Lehnſeſſel, indem er ein Stück Papier nahur,
um ſeine Pfeife anzuzünden. Lisbeth und ich ſtiegen jedes
in ſeine Kammer hinauf; aber trotz meiner idung
war es mir erſt ſpät mögl ſchlafen, denn alle
halbe Stunde merkte ich an dem Rollen eines Wagens
und dem Fackelſchein an den Scheiben, daß wieder Tote
vorühergeführt wurden. gegen Lag n
all das Geräuſch auf und ich verfiel in tiefen af.

Am anderen Tage mußte man ken wie jeder im
Dorſe Umſchau hielt, was ihm gebliehen war und was
ihm fehlte. Da wurde man gewahr, daß ein großer Teilder Republikaner, der Ukanen und Kroaten, hinten herein
in die Häuſer geſchkiüpt waren und alles ausgeleert fhatten.
Die Entrüſtung war allgemein, und ich begriff, wie recht
der Mauſer hatte, als er ſage „Jetzt ſind die Tage
der Ruhe und des Friedens durch dieſe er entflohen.“

Der größte Zorn der Leute wandte ſich gegen die
Kroaten, denn nachdem der General vorüber war und ſie
von Kagen, die man etwa hätte anſtellen können, ws
mehr zu fürchten hätten, ſtürzten ſie ſich wie ein Rudel
ausgehungerter Wölfe in 7 er, und Gott weiß,
was man ihnen hätte geben mülſſen, um ſie ohne Plän
derung zum Jepig zu beſtimmen. Es iſt ſehr un
giuch ſah daß das alte Deutſchland Soldaten beſthzt, welche

as Laſt ſelbſt mehr zu als die Frangoſen,
(Bortjegumg
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privater Betriehe.
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um Prü orifall der Steuerbefreiungsvorſchriften für die Elektrigitätswirtſchaft mög-
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lich ſei, ohne die finohh ihn e Zie finanzielle
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freiungsvorſchriften für die Monopolbetriebeſelber lehnte der Ausſchuß ab. t

Von wohlunterrichteter Seite ſchreibt man uns aus
Berlin: Dieſe, die deutſche Oeffentlichkeit, beſonders indu
ſtrielle Kreiſe, ſchon ſeit jeher ſtark beſchäftigende Frage
iſt angeſichts der neuen Steüergeſetzgebung, in ein neuesStadium eingetreten. Prioektapitetiſtiſche Kreiſe haben

es immer als eine wirtſchaftlich nicht zu rechtfertigende
Maßnahme angeſehen, daß die vom Reich, von den Län
dern, den Gemeinden und Gemeindeverbänden betriebenen
Unternehmungen den Privatunternehmungen gegenüber
ſteuerlich bevorzugt würden. Solange die Steuerſätze rela-
tiv niedrig waren, konnte dieſe Bevorzugung ſchließlich
einigermaßen erträglich erſcheinen, jetzt aber, bei der außer
ordentlichen Erhöhung aller Steuerſätze, wird ſie immer
mehr als unerträgtich empfunden, und man darf ſich nicht
wundern, daß ener giſche Verſuche gemacht werden,
dieſe Ungleichheit zu beſeitigen.

Dieſer Verſuch zur nderung der betreffenden Be-
ſtimmungen iſt neuerdings von dem Direktor des Rheiniſch
Weſtfäliſchen Elektrizitätswerkes in Eſſen, Henke, ge
macht worden. Direktor Henke ſitzt, als Arbeitgeberver-
treter des Elektrizitätsgewerbes, im Reichswirtſchaftsrat
und hat zur Beratung der Steuergeſetzentwürfe den nach-
ſtehenden Antrag eingebracht:

„Der Reichswirtſchaftsrat wolle beſchließen, die Reichs
regierun erſuchen, die Steuerbefreiung der öffentlichene (Reich, Länder, Gemeinden und Gemeinde-
verbände), ſoweit ſie e Unternehmungen be-
rteffen, zu ſtreichen. (Umſatzſteuer, 9 3 Nr. 2; Körper-
ſchaſtoſteuergeſes s 2 Nr. 1; Vermögensſteuergeſetz, 5 4.

a r Antrag iſt bereits in einem Unte rausſchuß,
unter Hinzuziehung von Sachverſtändigen, eingehend be
raten worden. Jn der Ausſprache wurde von nahezu allen
Seiten anerkannt, daß die dem Antrag Henke zu Grunde
liegenden Grundgedanken: durch die Beſeitigung der Steu-
erbefreiung gleiche Vorausſetzungen für den Konknrrenz-
kampf privater und kommunaler Unternehmungen zu ſchaf-
fen, weitgehender Beachtung verdienen. Es wurde
zugegeben, aß die verſchiedenartige ſteuerliche Behandlung
privateru nd kommunaler Betriebe unter Umſtänden dazu
führen könne, den techniſchen Fortſchritt zu hem-
men und den wirtſchaftlich wünſchenswerten Zuſammen
ſchluß kommunaler und privater Betriebe zu großen ge
W Unternehmungen für größere Gebietezu verhindern. wurde von allen Sochtennern, ſelöſt

von den Vertretern der Städte, betont, daß dieſe ſieh
rer für die Elektrizitätswirtſchaft
beſtehe. Der Zuſammenſchluß der vorhandenen Elek-
trizitätswerke für große Wirtſchaftsgebiete und die Ver
ſorgung aller n dieſen Gebieten liegenden Gemeinden mit
elektriſcher Kraft (auch die allerkleinſte) iſt eine Aufgabe,
deren Erledigung wichtig und dringlich iſt, und man
iſt ſchon, wobei amtliche und private Stellen zuſammen-
arbeiten, ſeit längerer Zeit bemüht, dieſe Aufgabe in die
Praxis umzuſetzen. Vorausſetzung hierfür iſt aber, daß die
in kommmalen cund privaten Händen ſich befindenden
Werke, zu großen gemiſcht wirtſchaftlichen Un
ter nehmungen u werden. Dasſcheidert vorläufig aber an der tſache der ſteuerlichen
Bevorzugung der kommunalen Betriebe. Dieſe ſcheuen
die Verbindung mit den privaten, weil ſie durch den Fort
fallder Steuerprivilegienverminderte Ein-
nahme glauben nicht entbehren zu können, obwohl man
erwarten dürſte, daß der durch die allgemeine Verſorgung
mit elektriſchem Strom herbeigeführte ſehr viel ſtärkere
Konſum den Einnahmeausfall zu einem Teil wieder wett
machen würde.

In Sachen der Elektrizitätswirtſchaft würden die Ver
treter der Städte übrigens mit ſich reden laſſen, wenn
man ihre bevorzugte Stellung auf den anderen Gebieten
nicht antaſtete. Sie heben mit Recht hervor, daß Gemeinde

betriebe deshalb mit privaten nicht ohne weiteres ver-
gleichbar ſeien, weil die erſteren häufig, ohne Rü ck
ſicht auf Gewinnausſichten, begründet und be-
krieben würden. Die Gemeinden könnten ſich der Aufgabe
nicht entziehen, aus allgemeinen ozialen Rückſichten
auf die. Gemeindebewohner Unternehmungen ins Leben
zu rufen, die nicht nur keinen Gewinn einbrächten,
ſondern des öſteren zu beträchtlichen finanziellen
Einbußen führten. An die Gründung derartiger

F

und gemeinnühiger Betriebe ginge das private Unternehnier-
rum wegen des Fehlens der Rentabilität nicht heran,
und aus dieſen Gründen ſei die Aufrechterhaltung
des Steuerprivilegs kommunaler Unterneh-
mungen ber echtigt. Es käme hinzu, daß die ſinan-
zielle Lage der meiſten deutſchen Gemeinden heute eine
derartige ſei daß ſie den Fortfall des aus der Steuer-
erinrg fließenden Einnahmeüberſchuſſes einfach nicht ent
behren könnten, die Regelung der Angelegenheit müſſe alſo
unter allen Umſtänden ſolange hinausgeſ ben werden,
bis die ſtädtiſchen Finanzen wieder eine ge
ſicherte Grundlage erhalten hätten.

Man ſieht, daß ſich für die Aufhebung wie für die
S des gemeindlichen Steuerprivilegs gute

Gründe anführen laſſen, und es läßt ſich nicht verkennen,
daß die Aufgaben der Gemeinden, gemeinnützige Betriebe
ins Leben zu rufen und zu betreiben, ihnen ein Recht
auf eine gewiſſe Sonderſtellung auch in ſteuer
licher Hinſicht gibt. Auf die Entſcheidung, die der Reichs
wirtſchaftsrat in dieſer Angelegenheit fällen wird, darf
man in jeder Beziehung geſpannt ſein, und man möchte
wünſchen, da eine Verſtändigung zuſtande käme, die ſo-
wohl den Bedürfniſſen der Gemeinden Rechnung trägt,

dem techniſchwirtſchaftlichen Fortſchritt hindernd im
ege zu ſtehen.

Erholung der Wark,

Wie vorauszuſehen war, iſt der ſprunghaften Steige-rung der Deviſenkurſe an den deutſchen Voörſen eine Ernich

terung gefolgt. Am Mittwoch zeigte ſich bei Beginn desoffiziellen Verkehrs an der Berliner Börſe, daß einem
ſtarken Angebot an ausländiſchen Zahlungsmitteln eine nur
ſehr grri Nachfrage gegenüberſtand.

o waren Dollarnoten mit 177 erhältlich. Jm wei-
teren Verlauf ſchwenkte der Kurs ab bis 170, und ſelbſt auf
dieſer Baſis fanden nur geringe Umſätze ſtatt. Die
i Notiz lautete für New York auf 171,75, Amſterdam
2875, London 670. Man nimmt in Vörſenkreiſen an, daß
die kürzliche, weit über das durch die Verhältniſſe gegebene
Ziel hinauslchiehende Steigerung des Dollars das Ergeb-
nis von achinationen geweſen iſt.

Gewertſchaftliches.

Feaktionre Nihte in den Vereingten Staaten.
B.) Schon aus Mitteilungen des engliſchen Ge-

werkſchaftsführers Walker, der im letzten Sommer die
Arbeitsverhältniſſe in der Stahlinduſtrie der Vereinigten
Staaten unterſucht hat, war bekannt geworden, daß die
Koalitionsfreiheit für Arbeiter im Bereiche des
Stahltruſtes ſo gut wie auf iſt. „JederArbeiter“, erklärte er in einem Pre äch, „wird un-
mittelbar entlaſſen, von dem bekannt iſt, daß er einer Ge
werkſchaft angehört.“ Dieſe Mitteilungen werden durch
einen Artikel des amerikaniſchen Profeſſors John A. Ryan
in „The American Labor Legislation Review“ beſtätigt.
„Die verſchiedenen Stahlkonzerne“, ſagt er an einer Stelle,
„erſtreben für ſich ſelbſt Koalitionsfreiheit ſie wollen ſich
vereinigen, um die Löhne feſtzuſetzen und eine feſtgefügte
Front gegen die Gewerkſchaften zu bilden. Sie vernei-
nen das Recht der Arbeiter ſich zu vereinigen,
um Löhne, feſtzuſetzen oder eine gemeinſame Politik gegen-
über nicht gewertſchaftlich zuſammengeſchloſſenen Arbeitern
zu führen.“ Als einer der Stahlgewaltigen gefragt wurde:
„Alſo Sie nehmen für Sfrep Unternehmerverband ein
Recht in Anſpruch, das Sie den Arbeitern abſprechen?“
erwiderte er: „Ja, darauf läuft es hinaus.“

„Dieſe Herren vom St Ptrut r den Boykott
als eine un amerikaniſche und ungerechte Maßregel ſo
bald die Arbeiter ihn anwenden. Sie ſelbſtaber verbinden ſich, um die Bauunternehmer von New
Vork und Philadelphia zu boykottiern, die ihr gewerkſchaft-
feindliches Programm nicht annehmen wollen. Einer von
ihnen gab ſogar zu, daß ſie den Boyfkott über alle Bau
unternehmer der Vereinigten Staaten verhängen würden,
wenn ſie es für notwendig hielten, um ihren Zweck durch
uſetzen.“e Wianntlich äußert ſich der Gegenſatz der amerika

niſchen Arbeiter zu den Unternehmern insbeſondere in dem
Kampf um die le Werkſtatt. Es iſt eine alte
Forderung der amerikaniſchen Gewerkſchaften, daß nur or-

ſiſierte Arbeiter in einer Fabrik beſchäftigt werden dür-
en. Jm Namen der „freien“ Arbeit widerſetzen ſich die

Unternehmer. Ryan ſagt mit knappen Worken, weswegen
ie tatſächlich iderſtand leiſten: „Dieſe induſtriellen

utokraten bekennen, daß ſie für die offene Werkſtatt ein
treten, um jedem, der nicht einer Gewerkſchaft angehört,
Arbeitsgelegenheit zu verſchaffen, wann und wo es ihm

fällt. Sie lehnen es ab, überhaupt mit den Gewertſchaſ
en zu verhandeln. Ja mehr als das es gibt in der Stah

induſtrie eine Vereinigung, deren Aufgabe iſt, darauf zu
achten, daß nur nicht gewerkſchaftlich organiſierte Vor
arbeiter angeſtellt werden und daß dieſe wiederum, ſoweit
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es möglich iſt, keine wer hat organiſterten Arbeitereinſtellen. W andern Worten: e ehe der
Unternehmer bedeutet eine geſchloſſene Werkſtatt
für die Gewerkſchaften.“
Die Selbſtherrlichkeit der Unternehmer tritt aber am
ſchroffſten auf gegenüber den ungelernten Arbeitern.
Jhnen gegenüber gilt noch „die alte orie, daß Löhne un
gefähr dem bloßen h entſprechen ſollten“.
Ryan zitiert aus einem Leitartikel des „Wall Street
Journal“ ein paar Sätze, die die zyniſche Brutalität
der Unternehmer ſcharf beleuchten: nun die Verhältniſſe
wirklich wieder normal werden, endet der ungelernte Ar
beiter da wo er hingehört-- auf der unterſten Stufe. Er
wird tatſächlich von ollar täglich leben können, wenn es
W glückt, dieſen Betrag regelmäßig zu bekommen. Die

ſten des Lebensunterhaltes werden ſich von ſelbſt regeln.
Das Arbeitsbüro wird es aufgeben, Unſinn über ein jähr
liches Exiſtenzminimum von 2,600 Dollar zu publizieren
für eine imaginäre „Familie von 5 Köpfen“. Der unge
lernte Arbeiter wird dem Himmel danken, daß er keine
Familie von 5 Köpfen hat, noch überhaupt jemand, für den
er ſorgen muß; noch wird irgend ein Unternehmer der-
artige Fa milienverhältniſſe zur Grundlage ſeines Lohn-
ſatzes machen, wie es die bankerotte und diskreditierte
„Jnterkonfeſſionelle Weltbewegung“ närriſcherweiſe in
ihrer oberflächlichen Unterſuchung zum Stahlſtreik vorge-
ſchlagen hat.Die Maßnahmen und Aeußerungen zeigen, wie ein-

gewurzelt reaktionäre Geſinnung im Mutter-
lande bürgerlicher Freiheit iſt. Glücklicherweiſe
regt ſich in der amerikaniſchen Arbeiterbewegung und in
kirchlichen Kreiſen in den Vereinigten Staaten die Ein-
icht, daß die bürgerliche rein politiſche Demokratie in keiner

eiſe die wirtſchaftliche Autokratie des Kapitals beſeitigt:
So wird der Kampf für die u der wahren
amerikaniſchen Demokratie, die u im Wirtſchaftsleben
5 durchſetzen muß, von ſelbſt zum Kampf W das kapi-
taliſtiſch Syſtem werden. So verſchieden die Ausganspunkte
ſein mögen: in allen Ländern finden ſich die Arbeiter
Paiefich in der gleichen Front gegenüber demſelbey
Feinde.

m Berliner Zeitungskonflikt fanden geſtern im Beiſein desReichsarbeitsminiſters Verhandlungen wiſſen der Firma Moſſe

und dem Druckereiperſonal des Verlages unter Hi ketzng der
tariflichen Jnſtanzen ſtatt. Zu einem Ergebnis ſind d ratun
gen nicht gekommen. Die Verhandlungen ſollen heute früh fort-
geſetzt werden, und zwar, wie die Freiheit ſchreibt, unter dem
Vorſitz des Arbeitsminiſters.

Wollen die Lokomotivführer ſtreiken? Frankfurter Morgen
blätter laſſen ſich aus Eiſenach C Alarmnachrichten melden:
Wie zuverläſſig verlautet, ſtehen die Lokomitivführer der deutſchen
Reichseiſenbahnen mit etwa 75 000 Beamten unmittelbar vor dem
Streik wegen Nichterfüllung der vom Reichsverkehrsminiſterium
den Lokomotivführern gegebenen Verſprechungen hinſichtlich der
Einſtufung in die Beſoldungsklaſſe 7 als ung und Ver
weigerung einer den tatſächlichen Verhältniſſen entſprechend ge-
ſtalteten Bemeſſung der Aufwandsentſchädigung. Der Regierung
wird ein kurzfriſtiges Ultimatum von acht Stunden geſtellt wer-
den. Das geſamte Lokomotivperſonal ſteht geſchloſſen hinter dieſerAktion. Der Streik wird in Deutſchland n allen Strecken gleich

ine ausbrechen. Es ſollen weder Lebensmittelzüge noch ſonſtig
wichtige Züge gefahren werden.

Aus glet Veh
Ein Zug entgleiſt. Geſtern abend entgleiſten infolge Schie.

nenbruchs vor der Einſahrt in den Weinen Tunnel ſechs Wag
gons des Wien--Prager Schnellzuges. 19 Perſonen wurden leicht.

zwei ſchwer verletzt.
Ein Parlamentsgebäude ein Opfer der Flammen. Das alte

Livländiſche Ritterhaus in Riga, der gegenwärtige Sitz der Lett:
ländiſchen Konſtituante, wurde ein Raub der Flammen. Da
Feuer brach am Montag abend kurz vor Beginn der Feierlich-
keiten zu Ehren des Beſuchs finnländiſcher Parlamentarier und
führender Perſönlichkeiten aus. Bis um halb elf Uhr nachts ge
lang es der Feuerwehr, des Feuers Herr zu werden. Die oberen
Räume, in denen ſich der Sitzungsſaal der Konſtituante mit den
wertvollen Kronleuchtern befindet, ſtürzten ein. Die 17
Wappen der livländiſchen Ritterſchaft, mit denen die ände be
ſetzt waren, wurden vernichtet. Viele Gemälde Möbel uſw. die
in den unteren Räumen untergebracht waren, konnten in Sicher-
heit gebracht werden.

1 1 7 1 9 „——„JVerantwortlich füy den redaktionellen Teil Karl Garbe, für
den Anzeigenteil Wilhelm Herzig, beide in Halle

e e e e Wetterbericht
Freitag, 21. Oktober Sehr milde Tagestemperaturen, ſchönes

trockenes Herbſtwetter, vielfach ſtarker Morgennebel.
Sonnabend, 22. Oktober: Schönes, am Tage ſehr mildes, frül,

ſtark nebliges Wetter.

Irotz dauernder Preisſteigerung r
Toilletteseifenaus maßgebenden dentſchen Fabriken, hergoſett aus edelſtem Rah

material, zu alten Prelsen,C. Klappenhbach, Gr. Ulrichſtraße 41.
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Fernruf 1224. Leipziger Straße 88. Fernrut 1224. R Ferurut d788 Alte Promenade 1 a. Fernruf 5788-
Des riosigen Erfolges wegen weolter auf dem Splelplan C Ab morgen Freitag, den 21. Oktober 1921;

m HfertEassermannmiſ25. in P x
r „Die kleine Dagmar“Anerkonnt m

n 6 Nach Motiven des gleichnamigen Romans vononny-Porten-film 6 le -Wally Anno Eisabeih Weirauch.Vorführung Vorfuhrung: 4.40 6.50 9.10 Uhr.4,10 6.220 8.40 Uhr 7 Akte nach dem Romann vonW. von HiLLERN. Seebàä au f Fr ei t Die neuesten
Dazu ein interessantes Beiprogramm. Lustspiel in 2 Akten. Wochenberichte.

Beginn: Sonntags 3 Uhr, wochentags 4 Uhr. Beginn: Sonntags 3 Uhr, wochentags 4 Uhr.

Walhalla
Lichtspiel Theater

1

C ſchtspieſe bl. r J
ab morgen Freitag 21. bis 27. Oktober

Der Abenteurer-Sensationsfüm

Der Silberkönig IV. Teil
(Schluss)

Aachen J nIn den Hauptrollen: W W

h Drei ſächte-7Eva Speier,
kin Spiel mit Mensehen, Gold und Feuer.X. Platen.S Regie Carl Boese. Hauptdarsteller:

Reinhold Schünzel Otto Gebühr Grete Hollmann,S
Dieser Film wurde bekanntlich von der Reichszensur verboten und

21.-24. Okt. Freitag bis einschl. Montaq):

II Flucht ins leneft

Die dunkle Gasse von New YorkK.
Sensationskomödie aus d Reiche der unbegrenzt. Möglichkeiten

in 6 Akten.
Hauptdarsteller:

Charles Willy Kayser Ernst Rückert Grote Rhoinwald

Vorführung: 5.25 8.05 Uhr.

erst von der Oberprüfungskammer ohne jeden Abstrich freigegeben

Beginn: Wochentags 4.00, 6.15, 8.30, Sonntags 3 Uhr.

J e
Aus serdem:

ſie vüncige Yestalinl
nk. 7*/ 3 rhin ſchetgemannnnnnt p. mininſiimnmimnnnnn Das t ere 19- ze ger

Filmdrama in 5 Akten. hIn den Hauptrollen: Der J Nodiee Bekanntgabe ſ We Veranſtaltungen
Helga Molender z z u n Ernst Sehrumpf üher- le un Sinn der Sozialdem. Partei,

Vorkührung: 4.00 6 45 9.25 Uhr. In en d i Joher e hlegel. r Halle. Harz 42/44. Fernruf 6900.
Vorstell für di die dem All a Gewerkſchafts

auf dem Boden der ſehenben

e Ein neuer vernichten- geſeligen VereinePhilharmonie E. Erbſen ſallogieren Ihaliz Theate:ch Dolchſtoßlegende Sonntag, den 23. Oktob. 21 gſtetſen. r e den
f j abends 7 Uhr von Preußen Mitglied rPreis 80 Preußen Mitgliederverſammlung. TogeI. i en Preis 80 Plennig Rosmersholim ordnung 1. Berichterſtattung vom Görlitzer a

c ielv. H. ipoen tag. Referent Gen. Rich. Krüger ſe
am 4. und 27. November. bhn Zu hectchon durcn: auspiel v. H. r rAbhol der Kort V f en e y gene Wer W e e ehe Buchhandlung Volkssimme l e hkarte nur bis 22. Okt. bei Hothar- I h en Tases Gr. Ulrichstrasse 27. on rats der 21. Lkeeg erh t Schnell Glanz- Schuh- Eisleben. pünktlich 8 Uhr im „Varterdüro“

91 0 u 6, J Cromoe Sikung. Zu erſcheinen haben ſämtliche Funken S., 9 h gworn t Lenghen d doritzzwinger 3. n z R k 9 ornew o den 22. er,2 abends 7Piano L W m e eKor a an nd ehe e Wenntimmungen u. Il Jch kaufe zirka PfundDoſe 3 Mk. ver 23 VierReparaturen e Schaf und Fiegenſaitlinge, la. Waohs Cremse Gerhſtedt. s Uhr. in veſgen g. Keſtaureion n

werden rer aus- in W re J 3 5 deroben kleine Schweinsdärme ſolonge Vorrat, zu verkaufen. innen4 Max Krug che aller Art ungeputzt, kauft zu den höchſten Preiſen Weißen els, ſo derli. Partenſreunde und ne ignererB. Döll, Trotha a. dar Militär Bekleidung T E6 rich Nizolaiſtraße 31. ſeeeuh Der Borßand
fr. Ulrichetrese 23--34. Haule, Talamtfſtr. 3. zu angem. Preis. Darmſchleimeree
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Halle, Donnerstag, 20. Oktober 1921.

Partel-Angelegenheiten
Vorſtandsſizung, S. P. D. Freitag, den 21. Oktober abendsdas ſret ehe wen Seiteran eky

Das svorſtandsmunbedingt erforderliche de r z Der n
Arbeiter-Jugend. Heute abend 7 Uhr bei Wilsdorfs, Karl-ſtraße 14, wichtige Funiirtärſtgang. Der Vorſtand.

Halliſcher Gewerkſchafts und Vereinskalender.
BetriebsräteVPollverſammlu Auf die heute abend72 Ahr im Veltspert altfintende etrie sräte-Vorl

verſammlung wird hiermit nochmals hingewieſen.
Freier Sängerchor. Freitag, pünktlich 8 Uhr, Singeſtunde.Alle Karten miſſen b z nel wer n. Sonntag, den Set;

r venkonzert bei
ortſelbſt.

treicher. Die Sänger treffen ſich 1035 Uhr

werrrrLkEhLfſqhkHR—GFOGBOGGqhrDwoweeccGG)qſChchqrſkkccchaQ—OSauhananccee

Hulle und ö0allreisorte.
Halle, 20. Bktober 1921.

Frauengruppe der S. P. D. Halle.
Am Montag abends fand in Wilsdorf, Geſellſchaftshaus,

unſere monatliche Zuſammenkunft ſtatt. Trotz der wichtigen
Tagesordnung, ließ der Beſuch zu wünſchen übrig.

Genoſſin Röpert entrollte uns ein klares Bild über die
Verhandlungen auf der Wohlfahrtstagung und der Frauen
konferenz in Görlitz. Sie zeigte uns die Wichtigkeit der Be
tätigung innerhalb der Arbeiter-Wohlfahrtsausſchüſſe. Ge
rade für die Frauen unſerer Bewegung iſt es ſehr notwendig,
ſich hier zu betätigen, um an dem Wohl des geſamten Vol
kes mitzuarbeiten.

Alsdann folgte der Bericht über die Reichsfrauenkonferenz.
Genoſſe Wutzki, Berlin, Genoſſin Schöffer, Auweck, Gen.
Wachenheim und Gen. Juchacz waren die Referenten dieſer
Tagung.

Jn der hierauf anſchließenden Diskuſſion wurde beſonders
von Genoſſin Undeutſch bedauert, daß ſich die Reichsfrauen-
konferenz zu wenig mit Agitations- und Organiſationsfragen
beſchäftigt hat.

Nachdem wurden noch einige Parteiangelegenheiten ge-
regelt. Gegen 11 Uhr konnte die Verſammlung geſchloſſen

werden. S. H.Lohnaufbeſſerungen für Landarbeiter.
n der am 12. Oktober 1921 ſtattgefundenen Beiratsſitzung des

land wirtſchaftlichen Tarifamts für die Provinz Sachſen und Anhalt
wurde unter anderem der Antrag der Arbeitnehmer Deutſcher
LandarbeiterVerband) auf Lohnerhöhungen verhandelt. Nach
reichlicher Ausdehnung der Sitzung bis in die frühen Morgen
ſtunden wurde für den Saalbezirk er die Kreiſe: Saalkreis
einſchließlich Stadt Halle. Bitterfeld. Delitzſch, Querfurt, Merſe
burg Mansfelder See und Gebirgskreis, folgendes erreicht:

v 14. 10. erhöhen ſich die Barlöhne aller Vollarbeiter pro
Stunde um 25 Pfg., die Löhne der Frauen, Mädchen und aller
übrigen Arbeiter um 15 Pfg. pro Stunde.

Für die Kreiſe Weißenfels und Zeitz gelten dieſelben Sätze.
„Für den Kreis Naumburg tritt für die Vollarbeiter eine

Stundenlohnerhöhung von 20 i und für alle Frauen. Mädchen
und übrigen Arbeiter von 10 Pfs. ein.

„Jm Kreiſe Eckartsberga Zone 1. 20 Pfa. Erhöhung für die
und 10 Pfg. für alle Frauen, Mädchen und alle übrigen

rbeiter.
Für den Kreis Eckartsberga Zone 2 für alle Arbeiter und Ar-

Sinne gleich eine Aufbeſſerung der Barlöhne um 10 Pfg. pro
Stunde.
Für den Bezirk Falkenberg. umfaſſend die Kreiſe: Torgau,
Liebenwerda. Schweinitz und Wittenberg, für alle Arbeiter und
Arbeiterinnen eine Aufbeſſerung der Stundenlöhne um 10 Pfg.
Ferner kommt in allen angeführten Kreiſen zu den Geſinde-

Whnen eine Erhöhung von je 5 Proz. hinzu.

Strafkammer.
Scheckſchwindel. Doppelehe.

Der vielfach vorbeſtrafte Karl Klemm aus Chemnitz
hat einem betrunkenen Kaufmann und ſeiner Frau unter
allerlei Schwindeleien u. a. ſagte er, er ſei Staatskommiſ-
ſär zur Erfaſſung verſchobener Automobile!! einen Scheck
abgelockt, für den aber, was dem Kaufmann im Zuſtande
der Trunkenheit nicht zum Bewußtſein kam, gar nicht die
erforderliche Deckung vorhanden war. Er ſtieg ſpäter in
einem erſten Halleſchen Hotel ab, gab ſich großſpurig
und herablaſſend als Leutnant aus, eine Würde, die, wie
überall, auch dem Hotelier mächtig imponierte. Als der
„Herr Leutnant“ ſchließlich dem Hotelbeſitzer anvertraute,
daß er momentan in Geldverlegenheit ſei, daß er aber noch
jenen Scheck von 5000 Mark beſitze, erklärte ſich dieſer be-
reit, dieſen ein zulöſen und einen Teil von dem Betrag
in Zahlung zu nehmen. Bald ſtellte ſich aber heraus, daß
für den Scheck die ausreichende Deckung fehlte.

Das Gericht hält nach dem ganzen Sachverhalt für feſt-
zeſtellt, daß der Angeklagte ſich durch betrügeriſche An-
gaben und Handlungen einen Vermögensvorteil ver-
ſchaffen wollte und verurteilte Klemm zu 2 Jahren Ge
fängnis und drei Jahren Ehrverluſt. Drei Monate der er-
littenen Unterſuchungshaft werden als verbüßt auf
die Strafe angerechnet.

Der Arbeiter Wilhelm S. und ſeine Ehefrau Minna
geb. Bl., haben ſich verheiratet, obwohl die erſte Frau des
Mannes ihn nur wegen fortwährender Unſtimmigkeiten ver-
V ÜÜ.ÜÄÜNÜQAÜK.Ü ILLLIC

Wir raten

1. Beilage zur Volksſtimme.
laſſen hatte, aber noch keine geſetzliche Scheidung herbeigeführt war. Die Angeklagte behauptet, was er
ſehr glaubwürdig klingt von der erſten Ehe ihres Mannes
gar nichts gewußt zu haben und deshalb auch nicht der
Doppelehe ſchuldig zu ſein. Sie kann nicht der gegentei-
ligen Tatſache überführt werden und ging deshalb ſtraflos
aus. Zwar beantragte der Staatsanwalt gegen ſie 6 Monate
Gefängnis; ſie wurde aber freigeſprochen. Bei dem Angeklag-
ten Wilhelm S. wurde ſtrafmildernd berückſichtigt, daß er
in ſeiner erſten Ehe ſehr trübe Zeiten und Erfahrungen
durchkoſten mußte und ſich endlich nach behaglicheren Ver-
hältniſſen ſehnte. Er wurde zu 6 Monaten Gefängnis verur
teilt. Es ſoll geprüft werden, ob Strafausſetzung am
Platze iſt.

Die ſchönſte Pointe
in einem Abſatz des geſtrigen Leitartikels iſt durch die falſche Aus
wechſelung einer Korrekturzeile verloren gegangen. Wir bringen
deshalb den ganzen Abſatz noch einmal. Er handelt von den Aus-
führungsbeſtimmungen die Dominicus zur Verordnung des Reichs
präſidenten vom 29. Auguſt erließ und lautet:

„Die Verordnung des Reichspräſidenten will auch die Ver-
treter der republikaniſchen Staatsform ſchützen. Die
Firma Dryander-Rödenbeck-Dominicus erklärt,
dieſer Begriff „ſei der Geſetzgebung bisher fremd geweſen“. Da-
her: es erſcheint bedenklich, dem Vegriffe die weite Auslegung
zu geben, auf die der Reichsminiſter des Jnnern in ſeinem Schrei-
ben vom 30. Auguſt hinweiſt, indem er zu den Vertretern auch
Privatperſonen rechnet, die durch Wort oder Schrift für die

Staatsform eintreten. Zu ſchade, daß Herr Rödenbeck
nicht die 3 Punkte, durch die er die republikaniſche Staatsform
andeuten will, nicht durch drei Kreuze (die fettgedruckten Worte
ſind die falſch ausgewechſelte Zeile) erſetzt hat, die er ſchlägt, wenn
er republikaniſch ſchreiben muß. Aber immerhin, der Sinn iſt klar:
Privatperſonen, z. B. Abgeordnete und Redakteure, die für die
republikaniſche Staatsform eintreten, ſollen nicht geſchützt ſein.“

Gefrierfleiſch.
Mit Schaudern gedenkt noch jedermann der Zeit, wo das

Fleiſch rationiert in 100-Gramm- Portionen und zwei- bis drei-
wöchentlichen Abſtänden an die Bevölkerung auf Karten verab-
reicht wurde. Als beſonders „feine Marke“ iſt „das Ge
frierfleiſch“ noch in dauernder Erinnerung. Die Ausgabe-
ſtellen hatten oft ihre Not, dieſe „Delikateſſe“ überhaupt an
den Mann, oder beſſer geſagt, an die Frau zu bringen. Aus all
dieſen Gründen iſt es verſtändlich, daß auch jetzt noch eine allge-
meine Abneigung gegen das Gefrierfleiſch beſteht, und das zur-
zeit in den Fleiſcherläden zum Verkauf ſtehende Gefrierfleiſch nicht
den Abſatz findet, den es bei ſeiner billigeren Preislage eigentlich
haben müßte.

Der Wirtſchaftsausſchuß hat ſich deshalb veranlaßt geſehen,
der Sache nachzugehen und zu unterſuchen, ob die allgemeine Ab-
neigung des Publikums begründet iſt. Dabei iſt folgendes feſt
geſtellt worden:

1. Das jetzt im Verkauf befindliche Gefrierfleiſch ſteht, was
Qualität anbetrifft, in keinem Verhältnis zu dem minder-
wertigen Fleiſch der er

2. Das Fleiſch iſt ſüdamerikaniſches Ochſenfleiſch von vorzüg-
licher Beſchaffenheit, dasſelbe wird in beſonders hierzu
erbauten Schiffen von Argentinien eingeführt und von den
Eingangshäfen in eigenen dazu eingerichteten, mit Kühl-
anlagen verſehenen Wagen nach Halle befördert.

3. Das Fleiſch iſt ein wandfrei und iſt in der
vom Reiche eingerichteten Fleiſchkontroll-
ſtation auf ſeine Beſchaffenheit geprüft.

4. Der Preis iſt der Qualität entſprechend bedeutend günſtiger
als das hieſige Friſchfleiſch. Das beſte Braten-
fleiſch koſtet das Pfund 9 Mk., und Kochfleiſch
wird mit 8 bis 9 Mk. verkauft.

Jn Anbetracht der Klagen über die jetzige Lebensmittel-
teuerung wollen wir nicht unterlaſſen, hierauf beſonders hinzu-
weiſen. Auch volkswirtſchaftlich betrachtet, wird ein erhöhter
Konſum von Gefrierfleiſch preisregulierend auf den Fleiſchmarkt
wirken. Der Verſuch eines einmaligen Sonntagsbratens ſoll, wie
uns verſichert wurde, die Abneigung ein für allemal beſeitigen.

Der Wirtſchaftsausſchuß.

Schutz der Kriegshinterbliebenen gegen Zwangsvollſtreckung.

Nach Ablauf der zuletzt durch Geſetz vom 22. Dezember 1920
bis zum 1. Juli 1921 verlängerten Gültigkeit des zum Schutze der
Kriegsteilnehmer gegen Zwangsvollſtreckung erlaſſenen Geſetzes
iſt von einer Verlängerung dieſes Schutzgeſetzes abgeſehen worden,
da nach übereinſtimmender Anſicht der zuſtändigen Reichs- und
Landesſtellen der Zweck des Geſetzes durchaus erreicht war. Die
Kriegsbeſchädigten ſind inzwiſchen in den weitaus meiſten Fällen
wieder in der Lage, ihre wirtſchaftlichen Verhältniſſe allein zu
regeln; ein weiterer geſetzlicher Schutz würde ihre Selbſtändigkeit
und auch ihrer Kreditfähigkeit Abbruch tun. Anders ſtehen in
dieſer Beziehung die Kriegshinterbliebenen da. Jnfolge des
Todes ihres Ernährers plötzlich auf ſich ſelbſt angewieſen, bedürfen
ſie in der Regel wegen ihrer Unkenntnis der Verhältniſſe und
Unſelbſtändigkeit eines beſonderen, länger andauernden Schutzes,
und zwar ſowohl auf dem Gebiete der Zwangsvollſtreckung, wie
überhaupt bei der Prozeßführung. Dieſer Schutz iſt den Kriegs-
hinterbliebenen gewährt worden, zwar nicht in Geſetzesform, wohl
aber durch die Einführung eines zweckentſprechenden, den wirt-
ſchaftlichen Verhältniſſen Rechnung tragenden Zuſammenwirkens
zwiſchen den Prozeßgerichten und den Fürſorgeſtellen der ſozialen
Kriegsbeſchädigtenfürſorge. Auf Anregung des Reichsarbeits-
miniſters hat der Herr Reichsjuſtizminiſter am 29. April 1921 ein
Rundſchreiben (vgl. Reichsverſorgungsblatt Jahrgang 1921, Blatt
37, Nr. 637) an die Landesjuſtizverwaltungen gerichtet, in welchem
die Gerichte veranlaßt werden, von ſich aus Feſtſtellungen zu treffen,
ob es ſich bei Beklagten um ſchutzbedürftige Kriegshinterbliebene
handelt. Kommen ſolche in Frage, dann werden die Gerichte hin-
fort den Fürſorgeſtellen Mitteilung machen und dieſe Stellen da-
durch in die Lage verſetzen, mit größter Beſchleunigung zu prüfen,
ob ein Eingreifen der Fürſorge nach Lage des Falles notwendig
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erſcheint. Die n alsdann ſofort einſetzende Tätig-
keit der Fürſorgeſtellen hat dahin zu wirken, daß durch Verhand-
lungen mit den Gläubigern erleichterte Zahiungebedingungen
Stundung, Herabſetzung der Schuldſumme uſw. vermittelt werdenSie hat Ferner für Bereitſtellung von Mitteln und Hergabe von

Darlehen Sorge zu tragen, aber auch andererſeits der pünktlichen
Jnnehaltung der für die Verpflichteten erwirkten günſtigeren
Zahlungsbedingungen Beachtung zu ſchenken. Es darf erwartet
werden, daß durch t Zufammenwirken von Gerichten und Für
ſorgeſtellen wirtſchaftlichen Schädigungen der Kriegshinterbliebe-
nen in vielen Fällen vorgebeugt werden wird.

Soweit ausnahmsvweiſe einzelne n zur Führung
ihrer Angelegenheiten, einſchließlich etwaiger Prozeſſe, nicht in der
Lage ſein ſollten, werden die Fürſorgeſtellen der ſozialen Kriegs-
beſchädigtenfürſorge ebenfalls ohne weiteres eintreten und ihney
Schutz und Hilfe angedeihen laſſen.

Bund zur Erhaltung und Mehrung der deutſchen Volkskraſt
Bundesacker am Beeſenerweg. Am Sonntag, 23. Ok-
ſchaft in Beeſen ein Bundesackerverſammlung „der Pächter amBeeſenerweg“ ſtatt. Hierzu laden wir ſämtliche Pächter, auch

Jntereſſenten, die Pächter werden wollen. ein. Da wichtige Tages
ordnung vorliegt, wird um zahlreiche Beteiligung erſucht.

Volkshochſchule Halle. Es beginnen Prof. Dr. Schering,
„Haus- und Geſellſchaftsmuſik in alter Zeit“ mit muſikaliſchen
Erläuterungen am Donnerstag. Prof. Dr Hartung „Deutſche
Geſchichte von 1871--1914* am Freitag. Prof. Dr. Japha Die
anſteckenden Krankheiten und ihre Bekämpfung“ (mit Lichtbildern)
am Montag. Karten nur noch Gr. Märkerſtraße 10 C (Schul-
bureau).

Desinfektion am Kraukenbett. Die gemäß 8 8 des Geſetzes
betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten vom
28. Auguſt 1905 erlaſſene „Polizeiliche Anordnung“ vom 15.
Januar 1908 fordert in 8 1 bei jedem Fall von Lungen-
und Kehlkopftuberkuloſe die Desinfektion. Die während der
Dauer der Krankheit erforderliche Desinfektion (Desinfektivn
am Krankenbett) liegt in der Regel den Angehörigen ob, jedoch
iſt die Polizeiverwaltung berechtigt, ſie durch beſonders be-
auftragte Perſonen im Einvernehmen mit dem behandelnden
Arzte zu beaufſichtigen und nötigenfalls zu regeln. Die
Schlußdesinfektion hat ausſchließlich durch die ſtädtiſchen Des-
infektoren zu erfolgen. Die Aerzte, ſowie Hausbeſitzer und
Aftermieter jeder Art werden daher erſucht, bei vorgeſchrit-
tener Lungen- oder Kehlkopftuberkuloſe der Desinfektions-
anſtalt, oder dem Polizeiverwaltungsbureau I, Dreyhaupt-
ſtraße 6, 2 Treppen, Zimmer 102, ſofort, gegebenenfalls
auch durch Fernſprecher, Mitteilung zu machen, wenn der
Kranke die von ihm benutzten Räume infolge Uefberführung
in ein Krankenhaus oder in einen anderen Unterkunftsraum

Wohnungswechſel verläßt. Die Desinfektion wird dann
von den ſtädtiſchen Desinfektoren unentgeltlich vorgenommen
werden. Hausbeſitzer, oder Abvermieter, die in den vor
ſtehenden Fällen eine Meldung unterlaſſen, würden ſich mög
licherweiſe haftpflichtig machen, wenn durch Unterlaſſen der
Desinfektion eine Uebertragung auf die neuen Bewohner der
Räume erfolgt.

Sondervorſtellung des Gewerkſchaftskartells. Die Eintritts-
karten zu der Sondervorſtellung des Gewerkſchaftskartells im
Stadttheater am 24. Oktober ſind aus verkauft und ſind nur
noch Stehplätze à 1 Mk. zu haben. Die Aufführung der Oper
„Die verſunkene Glocke“, wird jedoch am 31. Oktober wiederholt
und wird mit dem Verkauf der Karten in nächſter Woche begonnen.

Ein Lichtbildervortrag, veranſtaltet von den vereinigter
Elternbeiräten der Giebichenſteinſchulen Knaben und Mädchen)
findet nächſten Montag, den 24. Oktober, abends 7 Uhr, in der
Turnhalle, Brunnenſtr. 5, ſtatt. Herr Mittelſchullehrer Hau p.
ſpricht über: „Wie Gebirgeſentſtehen und vergehen“

Die Darbietungen werden illuſtriert durch 60 Lichtbilder.
Zutritt haben alle Erwachſenen und die Schüler der 1. und 2
Klaſſen. Eintritt 50 Pfg. Vorverkauf in der Papierhandlung
des Herrn Morgner, Triftſtraße 20.

Freie Volksbühne. 1. Aufführungsreihe: Nathan der Weiſe
im Thalia-Theater J: Sonnabend, den 22., K: Montag, den 24.,
L: Mittwoch, den 26., M: Montag, den 31. Oktober.

Stadttheater. Heute Donnerstag, abends 72 Uhr Wange
„Die verſunkene Glocke“, Muſikdrama nach der Märchendichtung
Gerhart Hauptmanns von Heinrich Zsllner zur Aufführüng. Frei-
tag „Das Poſtamt“ von Tagore, r „Die ſtumme Schönheit“
von Schlegel. Am Sonnabend und Montag finden nichtöffent-
liche Vorſtellungen ſtatt. Am Sonntag nachmittag wird „Hanneles
Himmelfahrt“, Traumdichtung in 2 Teilen von Gerhart Haupt
mann, Muſik von Max Marſchalk als Volksvorſtellung. bei klei-
nen Preiſen gegeben, Sonntag abend Erſtaufführung „Meine Frau

das Fräulein“, Hperetten chwank in 3 Aufzügen von Hans H.
Zerlett, Muſik von Hermann Beutten.

Thalia-Theater. Am Sonntag, abends 724 Uhr, gelang im
ThaliaTheater das Schauſpiel „Rosmersholm“ e Jbſen
unter Spielleitung von Dr. Edgar Groß zur Aufführung. Ein-
e tarten im Vorverkauf ſind an der Kaſſe des Stadttheaters zu
aben.

Die „Philharmonie“ E. V. veranſtaltet neben dem 3.
programmäßigen Symphonie Konzert (Soliſtin: Grete
S. ückgold) im November ihre erſten beiden Sonderkonzerte
(Liederabend der Dresdener Kammerſängerin Eliſabeth
Rethberg mit Schuberts „Schöne Müllerin“ und Gewand-
hauskonzert unter Arthur Nickiſch). Mitglieder müſſen, wie
das heutige Jnſerat mitteilt, Karten gegen Vorzeigen der
Mitgliedskarten bis zum 22. d. Mts. bei Hothan abholen.
u und zu welchem Preiſe für Nichtmitglieder

arten verfügbar bleiben, wird ſpäter noch mitgeteilt. Für
Berückſichtigung der zahlreichen Vorbeſtellungen kann
keinerlei Gewähr übernommen werden.

Baron Carlo v. d. Ropp, der beliebte Erzähler und
Bilderonkel der Kleinen, der Spender köſtlichen Frohſinns
für die Großen, erzählt morgen, Freitag, die Geſchichte vom

Ihnen dringend
Die Konjunktur sfeigt weifer, kaufen Sie deshalb jetzt

sorgen Sie vor mit Schuhwaren!
Schuhhaus Wiebach, Kl. VIrichstr. 45-12
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Zum Kanpf um den Relchsſhulgeſetentwarſ.

Welche Religion ich bekenne? Keine von allen
Die du mir üennſt. Und warum keine? Aus Religion.

In dieſen Tagen kam mir ein Flugblatt, das in dem
Verlag des Evangeliſch-Sozialen Preßverbandes in Halle
erſchienen iſt, zu Geſicht, betitelt: Gemeinſchaftsſchule oder
Evangeliſche Schule Darin finden ſich einige Jrrtümer, die
nicht unwiderſprochen bleiben können. Es heißt dort u. a.:
„Die weltliche Schule iſt eine religionsloſe Schule.“ Hier wird
verſucht, das geht aus dem Flugblatt noch näher hervor, die
kommuniſtiſche Weltanſchauungsſchule, die die Lehrerſchaft ab
lehnt, weil es nicht ihre Aufgabe ſein kann, ein irgendwie ge-
artetes Dogma in ihr Schul- und Erziehungsprogramm auf-
zunehmen, ſchlechtweg nicht der weltlichen Schule gleich-
zuſetzen. Es iſt aber nicht wahr, daß die weltliche Schule
eine religionsloſe Schule iſt. Religion und Konfeſſion
iſt nun einmal nicht dasſelbe. Aber dadurch, daß man
dieſe beiden Begriffe bewußt oder unbewußt gleich
ſetzt, hat man beim Sammeln von Unterſchriften oder
Werben von Mitgliedern für die „Evangeliſche Schulgemeinde“
am meiſten Glück. Auch die weltliche Schule will dem
Kinde nicht die religiöſen Tatſachen verſchwei-
gen, ſondern ſie in geſchichtlichem Gange, nicht aber
bekenntnismäßig vorführen. Die weltliche Schule wird
nicht nur von religiös Gleichgültigen, ſondern z. B. in Eng
land und Amerika grade von ſehr frommen Leuten,
wie den Quäkern, gefordert. Glauben denn die Gegner
der weltlichen Schule wirklich, daß deren Anhänger nicht
wüßten, daß z. B. Religion und Kunſt Malerei uſw.)
mancherlei Berührungspunkte aufweiſen? Wem es ernſt iſt
mit der Forderung, nicht das Trennende, ſondern das Ei
nigende im Volksbewußtſein zu betonen, wer auch nur
einen leiſen Hauch von Leſſings Geiſt der Duldſamkeit ver-
ſpürt hat und ſich darum nicht einbildet, den allein echten
Ring zu beſitzen, der kann ſich nicht für die Bekenntnisſchule
einſetzen, der kann die Schule nicht zu einer Stätte kon
feſſioneller Fanatiker ernjedrigen, die ſich bemühen,
die Satzungen und Gebote der Kirche, die doch in der Haupt
ſache nur Menſchenwerk ſind, den wichtigſten ſittlichen Ge
boten der Nächſtenliebe, vielleicht ſogar der Autorität des
Staates überzuordnen. Wir wollen doch über der kirchlichen
Haltung nicht die bürgerliche gZuſammenggehörig-
keit, über der Konfeſſionalität, nicht die Humanität ver-
geſſen. Der Staat hat die heilige Pflicht, die konfeſſionelle
Scheidewand auf dem Gebiete der öffentlichen Erziehung zu
beſeitigen. Jn jenem oben erwähnten Flugblatt hat man
auf einmal recht viel für die alte Simultanſchule übrig.
Warum hat man davon nichts vor der Staatsumwälzung
gemerkt Bezüglich der höheren Schulen, ſja, aber der Volks
ſchulen? Letztere mußten unbedingt von der Kirche beherrſcht
werden. Darum war bis 1918 die Aufhebung der ſeit Jahr-
zehnten überlebten geiſtlichen Ortsſchulaufſicht (die nicht mit
der noch heute beſtehenden Leitung des Religionsunterrichts
der Schulen durch die Geiſtlichen zu verwechſeln iſt), unmöglich.
Jmmer wieder wurde ſie von der Mehrheit des damaligen
Landtages und von der Unterrichtsverwaltung, von den
ſtirchenbehörden und von zahlreichen Geiſtlichen mit einem
Eifer verteidigt, der einer beſſeren Sache würdig geweſen
wäre. Freilich, ſo verſichert das Flugblatt: Die evangeliſche
Schule iſt keine Kirchenſchule, wie ihre Gegner Euch „einreden“
wollen. Sie iſt Staatsſchule mit ſtaatlicher, nicht geiſtlicher
Schulaufſicht. Auch der Religionsunterricht wird nicht von
der Kirche beaufſichtigt. Was aber verfügt das Evaäng.
Konſiſtorium zu Magdeburg am 14. 1. 20 (VIII Nr. 1722)7

Es hat bei der bisherigen diesbezüglichen Befugnis
der Geiſtlichen ſein Bewenden. Mit Rückſicht indeſſen auf
die derzeitigen allgemeinen Verhältniſſe hält der ev. Ober-
kirchenrat eine Zurückhaltung der Geiſtlichen hinſichtlich der
Leitung des Religionsunterrichts zumal überall da für ge-
boten, wo die bedeutungsvolle Aufgabe ihres Beſuchs in den
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mung hiermit haben Wir die Geiſtlichen ermächtigt, vor
läufig von dem Beſuche der Schulen zur Ausübdung der
Zeitung des Religionsunterrichts ſich zurückzuhalten.“ Zeigt
ſich nicht in dem letzten Satz beſonders der mephiſtopheliſche

Pferdefuß? è.Könnern. Herbſtfeſt des Brauerei- undMühlenarbeiter-Verbandes. Bei ſehr ſtarker Be
teiligung fand am Sonntag das Herbſtvergnügen oben ge
nannter Zahlſtelle ſtatt. Der Nachmittag wurde mit allerlei
Beluſtigungen für Jung und Alt ausgefüllt. Bei überfülltem
Saale des Schützenhauſes füllte ein reichhaltiges Programm
den Abend aus. Mit dem Lied „Arbeiter Weckruf“ eröffnete
der freie Sängerchor Könnern das Programm. Bezirksleiter,
Kollege Fritz Strauß, Halle, führte dann den Erſchienenen
mit kurzen, aber kräftigen Worten die Bedeutung der Gewerk
ſchaften vor Augen und ſchloß mit einem von ihm ſelbſt
verfaßten Gedicht mit den Worten: „Seid einig, einig, einig!“

Probin in Ungegem

Die Bürgerlichen ſchmieden Knebelungspläne gegen die
Landarbeiter.

Die ſozialdemokratiſche Fraktion des Preußiſchen Landtags
hatte im Sauptguosſhuß einen Antrag eingebracht, der das Woh
nungsrecht der Landarbeiter gegen die Willkür der Grundbeſitzer
chern ſollte. Für den Antrag ſtimmten nur die drei ſozialiſtiſchen

rteien und die Demokraten; die anderen bürgerlichen Parteien
ſtimmten ihn nieder. Zentrum und Deutſchnationale, die im
Zentralverband der Landarbeiter vereinigt ſind. behaupten in der
Frele und bei anderen Gelegenheiten immer, ſich der Jntereſſen der
andarbeiter mit beſonderem Rachdruck anzunehmen, im ent

ſcheidenden Augenblick ſtimmen ſie aber regelmäßig gegen die Land
arbeiter und für die Junker. Das ſollte endlich allen Landarbeitern
zum Bewußtſein kommen. Das mangelhafte Wohnrecht der Land
arbeiter wird durch den Beſchluß des Hauptausſchuſſes noch mehr
in Frage geſtellt. Einige Amtsgerichte haben ſich bereits zu Voll
ſtreckungsorganen der Gutsbeſitzer gemacht. Ohne Rückſicht auf die
noch ausſtehende Entſcheidung der Schlichtungsausſchüſſe. ob der
Arbeiter zu Recht oder Unrecht entlaſſen iſt, wird durch einſtweilige
Verfügung dem Klagebegehren der Grundherren auf Räumunz
der Werkswohnung entſprochen. Der Arbeiter wird rückſichtslos auf
die Straße geſetzt, wenn es nach dem Willen der Mehrheit des
Hauptau ſſes gehen ſoll.

Die ſozialdemokratiſche Fraktion hatte ferner beantragt, bei
der r dahin zu wirken, bei den Gewerbegerichten
landwirtſchaftliche Spruchkammern einzurichten. Auch dieſer Antrag

wurde von allen bürgerlichen Parteien abgelehnt. Auf Umwegen
ſoll das Streikrecht der Landarbeiter abgeſchafft werden. Der
Hauptausſchuß des Preußiſchen Landtags iſt dabei, ein neues Aus

nahmerecht zu ſchaffen. Mit den Stimmen aller bürgerlichen
Parteien wurde folgender Antrag Held und Genoſſen angenommen

Der Landtag wolle beſchließen, das Staatsminiſterium zu
erſuchen, darauf hinzuwirken, daß unter Berückſichtigung des ge
ſetzlich gewährleiſteten Koalitionsrechts alle Streike in der Land-
wirtſchaft. welche die Herſtellung und Einbringung der Ernte
oder die Lieferung von land wirtſchaftlichen Erzeugniſſen für die
Verbraucher (nach Möglichkeit) verhindert werden.

Das den Landarbeitern durch die Verfaſſung geſetzlich garan-
tierte Koalitionsrecht mit allen Zugehbörigteiten kann ihnen die
Geſetzgebung eines Landes nicht nehmen. Die Abſicht der Antrag-
ſteller iſt deutlich erkennbar aus dem Antrag ohne die durch die
Sperrung kenntlich gemachten Zuſatzanträge. Das Streikrecht
ſollte urſprünglich in aller Form veſeitigt werden. Der Beſchluß
des Hauptausſchuſſes iſt ſo dehnbar, daß die reaktionären Verwal
tungsorgane ihn gegen die Landarbeiter anwenden würden, wie
es die Antragſteller bezweckten, wenn eine Verordnung in dem Sinn
erlaſſen würde. Das Staatsminiſterium in ſeiner gegenwärtigen
Zuſammenſetzung dürfte ohne Zweifel dem Beſchluß des Haupt-
ausſchuſſes beitreten und ebenſo auch das Plenum des Preußiſchen
Landtags. Der Beſchluß ſteht aber im Widerſpruch mit der Ver-
faſſung des Reiches, daher kann die Entſcheidung des Hauptausr-
ſchuſſes nicht das letzte Wort in dieſer Angelegenheit ſein.

Die Landarbeiter ſollten endlich erkennen, was ſie von den
bürgerlichen, beſonders von den regktionären Parteien zu erwarten
haben. Ein feſter Zuſammenſchluß des geſamten Landproletariats
in der ſozialdemokratiſchen Vartei iſt unbedingte Notwendigkeit,
wenn die Landarbeiterſchaft nicht wieder unter die Knute der reak-

Schulen nicht volle Würdigung finden Jn Uebereinſtim- tionären Agrarier kommen will.
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Der mittelventſ e geh rer ten Monat
Jm Gebiete des mitteldeutſchen Braunkohlenhergbaues be

trug die en r m ember
e6 916 670 To., rikettherſte u. 463 To. dVormonat belief ſich die Roh r t auf 7 249 008To., die Brikettherſtellung auf 1.813 es be

Rohbraunkohlenförderung im z den
einen e von 4,8 Prazent, die t einenvon 6,5 Prozent erfahren. Jm Monat des
er berg die R apytoh r 7 076 144 To.,die Brikettherſtellung 1573 329 To. Gegen den September

des Vorjahres verminderte ſich mithin die Rohbraunkohlenförde-
rung um 2,3 Prozent. Die Brikettherſtellung ſteigerte ſich gegen
dieſen Monat um 8,8 Prozent.

Der Wagenmangel verſtärkte im Monat tember
egenüber dem Vormonat und beeinflußte nicht unweſentlich Abba und Produktion. Die n afte Belieferung
es Jnlandmarktes mit Rohbraunkohlen und Briketts und die

Rückſtände, welche mit Abſchluß des Berichtsmonats zu ver
eichnen waren, ſind allein in der ſchlechten Wagenge-e en begründet. Die Belebung einzelner Jnduſtrie
weige, wie Zuckerfabriken uſw., brachten eine weitere merkliche
erſtärkung der Nachfrage nach Rohbraunkohlen. Die anhaltend

dringlich großen Abforderungen an Briketts ſcheinen ihre Urſache
in der Erwartung einer Erhöhung der Kohlenpreiſe zu haben. Jn
Grudekoks war glatter Abſatz zu verzeichnen, während der Abſatz
von Naßpreßſteinen zurückgegangen iſt.

Die Lohnbewegung wurde im mitteldeutſchen Braun-
kohlenberghbau auf Grund der r engzwiſchen den beteiligten Parteien und des Schiedsſpruches des
Reichsarbeitsminiſters vom 15. September am 17. September end
gültig zum Abſchluß gebracht. Mit Wirkung vom 1. September
d. J. erhielten in den Kernrevieren alle erwachſenen männ-
lichen Arbeiter eine Zulage von Mk. 7,50 je Schicht, die Frauen
und Jugendlichen eine Zulage von Mk. 3,50 je 5 n den
Randrevieren erhielten mit Wirkung vom gleichen Termin
alle erwachſenen Schichtlöhner eine Zulage von Mk. 6,50 je
Schicht, die Gedingarbeiter eine ſolche von Mk. 5. je Schicht,
die Frauen und Jugendlichen von Mk. 3,50 je Schicht. Auch die
Gehälter der Angeſtellten erfuhren eine Aufbeſſee
rung.

Zu größeren Arbeitsniederlegungen kam es im
Monat September im Meuſelwitzer Revier, und zwar knüpften
dieſe Unruhen an das Unglück an, welches durch Einbruch von
Tageswaſſer in die Tiefbaue des Jdaſchachtes der AnhaltiſcheyKohlenwerke verurſacht worden iſt

Merſeburg-- Querfurt Weißenfels Zeitz.
ri5 Notgeldnot. Ein Notgeldboykott iſt imKreiſe Zeitz und in Meuſelwitz ausgebrochen. Kein Geſchäft, kein

Händler, keine Privatperſon nehmen Papiernotgeld mehr an.
Warum man das tut, ſt nicht zu ergründen. Merkwürdig iſt, daß
ſeit dem Anfang des Boykotts vor ungefähr einer Woche bis jetzt
Kleingeld in Mengen vorhanden iſt.

Zeiz. Stadtverordnetenſitzung. Am Sonnabend
erfreuten uns unſere 18 bürgerlichen Stadtverordneten mit folgen
der Anzeige: „An unſere Zeitzer Bürger! Auf die man-
nigfaltigſte Weiſe, u. a. auch durch Vermittlung des Herrn Erſten
Bürgermeiſters, haben wir verſucht, die linke Seite der Stadt-
verordneten- Verſammlung dazu zu bringen, uns nicht fortgeſetzt
unberechtigt zu verdächtigen und mit der Gewalt der Straße
in Leib und Leben zu drohen. Wir können daher die
uns beſonders in letzter P zuteil gewordene Behandlungsweiſe
nicht länger hinnehmen, ſondern mü die notwendigen Folge
rungen daraus ziehen. Denn wir ſind der Ueberzeugung, daßunter ſolchen Umſtänden fruchtbringende Arbeit für unſere Stadt,
die ein gewiſſes Maß von Verſtändnis für abweichende Meinungen
und eine beſtimmte perſönliche Rückſichtnahme und Achtung vor-
ausſetzt, ausgeſchloſſen iſt. Deshalb ſind wir, die unterzeichneten
Stadtverordneten der bürgerlichen Liſten, wungen, unſere
Tätigkeit bis auf Weiteres einzuſtellen.“ Am Montag erſchie
nen dann auch nur die 23 ſozialiſtiſchen Stadtverordneten und alle
18 Punkte der Tagesordnung wurden S angenommen.
Es geht eben auch ohne die bürgerlichen Herrn. s werden aber
nun die Organiſationen der Beamten und Lehrer, die Demokraten,
die Bodenreformer ſagen, daß ihre Vertreter die Flinte ins Korn
geworfen haben? Sie hätten doch den allerwenigſten Grund ge-
habt, mit den deutſchnationalen Herren Hand in Hand zu gehen
Durch den Streik der Bürgerlichen beſtand nun ſogar die Gefahr,
die Brotgetreideverſorgung der Stadt zu verhindern. Der Ver-
ſorgungsverband Zeitz Stadt und Land konnten ein ſehr günſtiges

a e e en
Wiederſehen,

Von Richard Bernſtein.
Wien geliebte Heimat. vor ſechzehn Jahren verlaſſene und

nach acht Jahren, nach was für Jahren. wieder gegrüßte, Wien,
du armes, du ſtehſt im Zeichen des Papiers. Deine Zeitungen
haben ſich vermehrt, aber nur der Menge nach. alles le iſt
verſchwunden und dein murksliches, gottſeidant unhaſtiges Treiben
behertſchen Geſchäftsbriefe und die farbigen Schickſalsloſe der grau-
ſamen Göttin Valutg.

Wir in Berlin folgen dir in großen Sprüngen und dürfen wir
uns auch noch nicht vereinen in unſeren zweibeiden Republiken
gibt es gleichermaßen nur eine Ferſchtenart den Valutär, dem
nichts zu teuer iſt.

Als ich fragte, a wo habt ihr denn eure pfeifenden Schuſter-
buben? da mußte ich hören: Die ſpielen Valuta. Aber als ich den
Reigen der Kinder zu den Walzern des Werkelmannes vermißte,
der ſich einſt in allen Höfen anmutig ſchwang, ſo anmutig wie die
grünen Linien des Wiener Waldes um die große Donauſtadt, da
blickte man den fremd gewordenen Eingeborenen nur zroß an, ein

nnend Verzichtendes „No ja“ war die Antwort und der heimliche
Hedanke dabei wahrſcheinlich: „Wo ham'“s denn den ausg'laſſen?“

Ja, es iſt ernſter geworden da drunten, mag auch der Fremde
zur das Narrengewand des ewigen Frohſinns ſehen. gibt es einen
röheren Pleitegrad, als daß ſogar unſere Mark Valuta iſt? Und
vie verfallen fand ich die Häuſer in meinem kleinbürgerlichen
Kindesbezirk.

Münzen gibts nur noch für den Telefonautomaten, in den
Tabaktrafiken, wo die nichtrationierten Zizaretten 3—-10 und die
Zeitungen 5 Kronen koſten. Zwei Dreikronenbleche mußt du ein
w e Am ne Tni du Exre ten wynſn Der Antomat gac wer gegen
Koſtprobe ſich gegen weiteres Erſatzfutter ſperrt, kannſt nix machen,
wennſt falſch oder gar net verbunden wirſt, aa net.

Der Schaffner auf der Elektriſchen, die faſt immer mit 2
Wagen fährt, gibt dir ganze Scheinpakete Heraus, keiner zählt ſie
nach, jeder gibt ſie paketweiſe weiter. Die Stadtbahn ſtockt ſeit vier
Jahren, in den Stationen roſten die Lolomotiren.

Weil ſelbſt die Weltverteiler die Handelslinien um die Eiſen-
bahnen nicht verlegen konnten, iſt Wien der Wirtſchaftsmittelpunkt
für alle die Nachfolgeſtaaten geblieben, darum hat es Arbeit und
nur ganz ſtill verlommen die, die nicht arbeiten können oder ihr
Friedenseintommen now jertbeziehen, während der Hundertkronen-Hein das Agieh r eworden iſt eht der
ltserreichiſche und abgeſtempelte, denn den Luxus neue des
ann es fih nicht erlauben anders wie die TſchechoSlowakei,
die ihte e in KRmerika denden ließ, weil man doch die Wiener
Staots- und Meiſſterdruclerei nicht mehr kennen darf.

Und iſt bei all dem Elend noch eine gewiſſe Rohleſſe in
dieſem langte von der Entente Die Briefkäſten und
un ahntahrheine ſkag micht o m lame bekletf und der
Kellner zeigt noch finmer nicht fenes We le Mgende nord deutſche Mit

vvBJ—v“Die Ausſtellung wunderſchöner Gobelins im Belvedere, wo
einſt Franz Ferdinand wohnte und finſter ſinnend Unheil brütete,
beweiſt, daß man dieſen herrlichen Kunſtbeſitz doch nicht gegen
Lebensmittel verkauft hat, bis jetzt hat auch noch kein wohlzeſinn-
ter Nachbar Gobelins requiriert, wie das mit klaſſiſchen Bildern
und mit Teilen des s n iſt.Blickſt du aber aus dem lvedere gegen die ſinkende Sep-
lemberſonne über den feingezirkelten Park, auf die Stadt hinab,
ſchauſt du den Ring entlang mit ſeinen Kuppelbauten. die innere
Stadt hinein, mit ihren Radeltürmen und gotiſchen Stümpfen, die
grünen Gärten zwiſchendurch, des Parlamentes weißen Griechenbau,
die Rathauspracht der Spitzbogen und draußen weit den breiten
Strom vom Kahlenberg, an deſſen Fuß der Schubertfranzl ſeine Töne
ſann, dieweil er Kinder buchſtabieren lehrte, wo Beethoven durch
die letzten Gaſſen ſtürmte, indes Mozart drinnen wo hungernd
ſeine Opern ſchrieb, et du dann hinein in die Stadt und läßt die
alten Straßen und Gaſſen, durch die du ſo oft blind gelaufen viſt,
mit dem ſeither gewonnenen Verſtändnis auf dich wirken, dann
fühlſt du die ganze ſtille Vornehmheit, die unaufdringlich feine
Schönheit dieſer unvergänglichen Stadt.

Ein vBischen verſteckt, abſeits vom Ring, in eine kleine Park-
anlage, wie ſichs gehört, haben ſie den Ludwig Anzengruber hin-
geſtellt, wie er durch die Voralpenlandſchaft ſchreitet. Unter ihm
ruht der Steinklopferhans von der Schlägerarbeit aus. Er ſinnt
über das Schickſal, das hart iſt wie Stein und doch kleinzukriegen
iſt. Könnt er reden jetzt r der Stadt ſeines Schöpfers, er würdehalt ſie und uns alle tröſtend aufrichten: „Es kann D'r ja nix
g'ſcheg'n.“

Ein ſchlagfertiger Sozialiſt. Jn der „Frankfurter Zeitung“
ſchreibt C. K. über den erßen chileniſchen Sozialiſtenführer:
Vor kurzem ſtarb in Santiago Don Malaquias Concha,
der Begründer der chileniſchen ſozialiſtiſchen Par-
tet, die heute ſchon zahlreiche Abgeordnete n und ſich
beſonders in letzter Zeit kräftig zu regen beginnt. Lange
Jahre hindurch war Don Malaquias der einzige Vertreter
der Partei. Er durchzog das Land, leitete die Propaganda
und gründete Ortsgruppen. Er war ein ungeheuer ſcharf-
ſinniger und ſchlagfertiger Mann. Bezeichnend hlefür iſt
folgende kleine Geſchichte, die ſich wirklich ereignet hat. Don
Malaquias hatte ſein Kommen in einer Stadt angekündigt,
um ein eneue Ortegruppe zu gründen. Die „Bourgeoiſie“ aber
hatte ſich natürlich gegen ihn verſchworen, und um ſeine Tä-
tigkeit vo wornherein zu vereiteln, hatte ſie beſchloſſen, drei
Eſel am Bahnhof aufzuſtellen, die ein Plakat au fdem Rücken
trugen mit der Aufſchrift: „Jch bin ein Sozialiſt.“ Don
Malaquias ſtieg aus dem Zuge und bemerkte ſogleich die
Eſel vor dem Bahnhof, an dem ſich eine große Menſcheenmenge
angeſammelt hatte, die ihn verſpottete. Er ließ ſich dadurchrauen, das vor dem Ka La läht, bis er bezahlte h aber n beirren, ſondern das Wort olgenderh „Auf meinen n Reiſen durh Land

bin ich oft mit größeren Ehren empfangen worden, als es ſich
mit meiner Beſcheidenheit vertrug. Aber nirgends wurde mir
ein ſo guter Empfang bereitet wie hier. Denn nicht nur die
Anhänger der Lehren, die ich verkündige, ſind gekommen, um
mich zu begrüßen, ſondern: ich ſehe zu meiner großen Freude,
daß meine kühnſten Erwartungen noch übertroffen worden
ſind, denn die drei hervorragendſten Vertreter der Bour-
geoiſie ſind gekommen, um mich zu empfangen.“ Don Mala-
quias gewann ſich mit dieſen Worten alle Herzen in der
Stadt.

Der ſchlagfertige Lloyd George. Als Lloyd George eines
Tages eine politiſche Rede hielt, der auch eine größere Zahl
wilder Frauenrechtlerinnen beiwohnte, und dabei eine Aeuße-
rung tat, die eine von dieſen Damen ſehr erregte, rief dieſe:
„Wenn ich Jhre Frau wäre, würde ich Jhnen Gift geben!“
„Und wenn ich Jhr Mann wäre, ſo würde ich es nehmen!“
antwortete der ſchlagfertige Redner.

Der Nene. Ein Herr hatte einen neuen Diener angenom
men, der ihn durch ſeine Dummheit zur Verzweiflung brachte.
Wieder einmal hatte er eine handgreifliche Dummheit ge-
macht, ſo daß dem Herrn der Geduldsfaden riß und ihn an
ſchrie: „PPaſſen Sie beſſer auf! So will ich es nun einmal nicht
haben! Denken Sie denn, ich bin ein Narr?“ Gemütsruhig er-
widerte der Neue: „Das kann ich nicht wiſſen, Herr! Jch bin
doch erſt ſeit geſtern hier!“

Auch eine Atmoſphärenreinigung. Der kürzlich in engliſchen
Blättern aufgetauchte Vorſchlag, eheliche Gerichtstage einzufüh
ren, an denen die Eheleute in offener gegenſeitiger Ausſprache im
Jntereſſe der Wahrung des häuslichen Burgfriedens ihre kleinen
und großen Sünden bekennen, iſt en vor Jahren von einem
engliſchen Ehepaar mit Erfolg in die Praxis umgeſetzt worden.
Die beiden Ehegatten waren ſchon in den Flitterwochen über
eingekommen, ſich jedes halbe r an einem beſtimmten Tage
egenſeitig über das, was ſie auf dem Herzen hatten, auszu
prechen. Dieſe Ausſprache geſchah in den Formen eines ordento

lichen Gerichtsverfahrens. Zunächſt betrat der Mann die An-
klagebank, während ſeine Gattin als Ankläger fungierte, der dem
Gedächtnis des Angeſchuldigten zu Hilfe kam, wenn er Neigung
bezeigte, über eines ſeiner und ſeine egalſtiſchen

n mit Stillſchweigen dinwegzugehen. Dann kam die
Reihe an die Frau, die ihrerſeits von Mann ins Kreuz
verhör genommen wurde. Nach erfolgtem Generalpardon be

man dann erleichterten Gewiſſens den neuen Ehdbeabſchnitt.
Verfahren hat nach der Behauptung der Beteiligten ſehgut terte da es tig Mi ändniſſe und i u

eiten beſeitigte, ehe dieſe noch Zeit gefunden hatten, ſich zu chro

iſchen, den ehelichen Frieden gefährdenden Uebeln auszuwachſen.h a kann ſehr ſegensoreich und vorbengend ſein
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einem T h Ge fts e etmtenbundes werden energ aßnahmen zur Beſchaffung W aetioſfe n von ſeiten der Stadt ge-

c zur Selbſthie en verſprochenen 10 000 Jentnern, die die Kreisbauernſchaft
rn wollte, der Stadt 115 Zentner geliefert worden ſind.
er Feißer Zuckerfabrik Gr 1000 Zeniner zum Preiſe von 15 Mk.
eliefert worden. Der giſtrat wird i tun, um die Minder-

bemittelten noch rechtzeitig mit Kartoffeln zu verſorgen. Zum
Schluß ermahnt der Vorſteher die Stadtverordneten, auch zu den
Kommiſſionsſitzungen vo g zu erſcheinen, damit die Verſamm-
lung auch ohne die „mit der Gewalt der Straße in Leib und Leben
bedrohten“ beſchlußfähig vleibt.

Roßleben. Ein ungetreuer Gemeindediener.
Allgemeines Aufſehen erregte das Verſchwinden des Amts
und Gemeindedieners B. Schumann von hier. Derſelbe wurde
in Ausübung ſeines Dienſtes am Sonnabend, den 15. ds. Mts.,
nach Schönewerda i und iſt von da noch nicht wieder
zurückgekehrt. Die Rachforſchungen nach ihm haben nun fol-
gendes ergeben: Schumann iſt nach Mitnahme von einge-
zogenen Umſatzſteuern, Gewerbeſteuern, Waſſergeldern uſw.
flüchtig geworden und iſt in Artern zuletzt geſehen worden.
Von da aus fehlt jede Spur von ihm. Wie es möglich war,
daß Schumann ſo viel Geld, man ſpricht von 10--15 000 Mark,
längere Zeit in ſeiner Wohnung aufſtapeln konnte, ohne daß
der Steuererheber und Kaſſenrendant ebenſo die Finanzkom-
miſſion und geſamte Gemeindevertretung Maßnahmen zur
Ablieferung des Geldes getroffen hätten, wird Aufgabe der
nächſten Gemeinderatsſitzung ſein. Ob nicht auch eine Mit-
ſchuld durch übergroße Vertrauensſeligkeit die genannten Stel-
len trifft, bleibt abzuwarten, Schumann läßt eine Frau und
rei unmündige Kinder hier zurück.

Mansfelder Kreiſe-Saugerhauſen.
Beamte oder Rekruten

Einige Beamte der Eislebener Schupo klagen uns in fol-
,endem Schreiben ihr Leid:

Daß ſich die Herren Offiziere der Schupo wieder „füh-
len“ ſich des öfteren in „Wilhelms“ Zeiten zurückverſetzt
denken, zeigt folgender Vorgang: Am 10. d. M. erſchien der
Herr Abteilungskommandeur F. auf der Wache im Gewerken-
haus, um dieſelbe zu kontrollieren. Er hielt dabei ein ſon
derbares Examen ab. U. a. ließ er ſich von einem Kollegen
die Piſtole zeigen, der ſie auseinandernehmen mußte, um zu
zeigen, daß der Lauf auch ſauber ſei. Herr F. hatte natür
lich kein Glück, um dem betr. Kollegen eines „beſorgen“ zu
können. Wir ſind doch alle der Anſicht, daß wir lange
zenug Soldat waren, um unſere Waffen in Ordnung halten
zu können. Oder wiſſen die Herren B. O. in Eisleben nicht,
was ſie vor lauter Langeweile tun ſollen? Dann können ſie
ſich als Wachthabende mit auf die Wache ſetzen. Denn es
fehlt immer an unteren Beamten. Jſt doch für die Unter-
beamten die 72 Wacheſtundenwoche gang und gäbe. Daß es
dabei keinem zu wohl geht, kann ſich jeder unbefangene Be-
urteiler denken. Die B. O. verdienen ihr Geld wahrlich leich-
ter. Dabei wird den Unterbeamten eine Behandlung zuteil,
wie ſie ihnen oft in der wilhelminiſchen Rekrutenzetit nicht
geboten worden iſt. Wenn ſich die Verhältniſſe bei der
Schupo nicht bald ändern, danken die noch einigermaßen
freiheitsliebenden Kollegen für die „Lebensſtellung“ als Poli-
zeibeamter und arbeiten lieber wieder mit Hacke und Schippe,
denn dann können ſie wenigſtens damit rechnen, als Menſchem
vehandelt zu werden.

Wir glauben nicht, daß auch dieſer Notruf ſofort Erfolg
zaben wird. Denn der verantwortliche Vorgeſetzte iſt der
Regierungspräſident von Gersdorf in Merſeburg, der ſich
gewiß nicht bemüßigt fühlen wird, die Schupobeamten von
dem läſtigen Joch einer ganz gewiſſen Sorte der B. O. zu
befreien. Grundlegend wird erſt dann einmal eine Aenderung
rintreten, wenn wir die Verwaltung ſoweit mit neuem Geiſte
zurchſetzt haben, daß ſie auch voll und ganz als Jnſtrument
inſerer demokratiſchen Republik betrachtet werden kann. An
dieſer Aufgabe aber müſſen alle Volksgenoſſen mitarbeiten.
Auch die Schupobeamten. Denen rufen wir zu: „Bleibt nicht
zereinzelt ſtehen, ſondern organiſiert euch geſchloſſen in der
S. P. D. Werbt und wirkt für die Zeitung, die auch
zure proletariſchen Jntereſſen vertritt, die „Volksſtimme“!“

Helfta. Brotmarkenausgabe. Die Ausgabe der
Zrotmarken er z am Freitag in der Zeit von 8 Uhr vormittag
dis 4 Uhren ttag.

Hettſtedt. Mitgliederverſammlung des Konfum-
vereins. Am Sonntag, den 16. 10. 21 hielt der Konſumverein
Aſchersleben und U für die Mitglieder der Verkaufsſtellen
Hettſtedt, Molmeck un urgörner-Altdorf eine gutbeſuchte Mit-
zliederverſammlung in Voraufgehung der am Sonntag, den 23. 10.
in Aſchersleben im „Beſtehornhaus“ ſtattfindenden Generalver-
ſammlung, im Ratskeller in Hettſtedt ab. Als erſten Punkt der

esordnung gab der Geſchäftsführer Genoſſe Schuboth den Ge-
ſchäftsbericht für das 83 iftshalbjahr vom 1. 1. 21 bis 30. 6. 21.
An von Zahlen gab er einen Ueberblick von der Entwickelung
der Genoſſenſchaft. Der Umſatz im erſten Geſchäftshalbjahr betrug
onnähernd 6,5 Millionen, gegenüber dem gleichen Halbjahr des
Vorjahres ein Mehr von über 3,5 Millionen. Was als ein er-
freuliches Zeichen anzuſehen wäre. Trotzdem entſpräche im beſon-
deren der Hettſtedter Bezirk mit ſeinen großen Arbeitexzahlen nicht
den geſtellten Erwartungen. Wenn er an Hand der Wählerliſte
jeſtſtellen konnte, daß bei der letzten Wahl 4864 Stimmen für die
rei linksſtehenden Parteien abgegeben ſeien, ſo ſtehen die 1620
Mitglieder noch in keinem Verhältnis zu den Arbeiterinnen.
Hier ſei noch ein weites, arbeitsreiches Feld zu beackern, wozu er
die anweſenden Mitglieder und vor allen den Mitglieder Ausſchuß
durch orte aufforderte. Zum zweiten Punkt: Er
höhung der Geſchäftsanteile von 100 Mark auf 200 Mark ſorach
der Sekretär der Genoſſe Schulze. Er begründete,
eingehend auf die ungeheure Entwertung unſerer Purrt dem
heutigen Stand unſerer Valuta hinweiſend, die Notwendigkeit derh GeſchäftsAnteile. Er führte aus, daß die Verwal
rm u. i J ng Waren den e en W
egen mü nüber dem Jahre vor dem Kriege. s auch16fachen P. an der ftsänteile, der 1914 30 Mart betrug,

erfordere. Trotzdem fordere die Verwaltung heute nur den un-
gefähr 614 t on den Mitgliedern. Aus dieſem Grundeer er bie e rium auf dem Antrag der Verwaltung zu
zuſtimmen. Die ng ergah einſtimmige Annahme des An

tre legte Geſtern getiseg, e
loſſene nung

en

a ere S e e

h I die der Wrammlung a
von genoſſenſchaftlichen und von am h als beſonders
billi nnten Geſchäften gekau aren zu dheſichtigen, was
ausgiehig benutzt und zur regen v n gab. Durch dieſe

Au ung konnten die Mitglieder Ueberzeugung gewinnen von derGüte und Athge der Genoſſenſcha en gegenüber den
iekgte n Händlerwaren. Es iſt hier zu bedauern, daß
nicht aaitrig organiſierten Hausfrauen die Beſich-
tigung der Ausſtellung wahrgenommen haben. Denn nur hierdurch
können ne zur Einſicht gelangen, was es bedeutet, nach
dem en en Grundſatz: Kaufe nur in deinem eigenenGeſchäft. Beſonders betonte der Genoſſe Schuboth noch, u bei

Lebens und e und bei Erübrigung von Spar-chen Einrichtungen zu benutzen. Die

u

die Genoſſen Kohlberg, Großmann und Schmidt.
Sangerhauſen. Die Reinfälle des Klaſſenkampfes.Wir heben letzthin das n Verſahren r enkampfes

elennzeichnet, für die Beſchlüſſe der bürgerlichen Ma tsmehr
er Gründlich verantwortlich zu machen.it den Gen. Bürgermeiſter

er Klaſſenkampf beruft ſich jetzt triumphierend auf ein Schreiben
des Gen Gründlich, worin das ger um Ueberlaſung eines
Schulraumes zur Abhaltung wiſſenſchaftlicher kommun i er
Unterrichtskurſe abgelehnt wird, da die Geſuchſteller eine Aende-
rung der beſtehenden politiſchen Verhältniſſe auf anderem als
geſetzlichen Wege anſtrebten. Der Klaſſenkampf empfiehlt uns
daraufhin, wir möchten uns immer erſt gründlich informieren, ehe
wir lospolterten. Wir geben den guten Rat Klaſſenkampf
im vollen Umfange zurück. Es ſcheint ihm nämlich unbekannt zu
n. daß die Bürgermeiſter die auf Magiſtratsbeſchluß W

en Beſcheide auch dann zu unterzeichnen haben, wenn ſie ihrerperſönlichen Auffaſſung Vwepr en. Solche Schreiben tragen
übrigens auch die Firma des Magiſtrats. Vielleicht ſieht man ſich
das Schreiben in der Redaktion des Klaſſenkampfes mal etwas
näher an! Auch bei unſerer neulichen Notiz „Familientradition“
empfehlen wir dasſelbe. Dann wird man ſich vielleicht auch beim
Klaſſenkampf überzeugen, daß man ſich in der Sache viel zu ſehr
aufgeregt und mit Kanonen nach Spatzen geſchoſſen hat. Denn eslag uns gänzlich fern, den benannten erſonen irgenwie zu nahe

u treten. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß auch wir darin keine
chande ſehen wenn jemand aus reaktionärem Familienkreiſe ſich

zu freierer Geſinnung durchringt. Wenn der deutſchnationale
Vater übrigens früher mal zur S. P. D. gehörte, o iſt es dem kom-
muniſtiſchen Sohne nicht anders gegangen. Und wenn der Vater
nicht inzwiſchen deutſchnational geworden wäre, dann wäre erz ganz Kap auch Sennnn Was lediglich die von uns

auptete Weſensverwandtſchaft beweiſt! Dem Klaſſenkampf alſo
unſern Glückwunſch auch zu dieſem zweiten Reinfall!

Bitterfeld --Delitzſch.
Gräfenhainichen. Stadtverordneten VPerſamm-

lung. An Stelle des behinderten Stadtverordneten Vor-
ſtehers Stollberg leitet der Stellvertreter Stadtv. Lange die
Verſammlung. 1. Zu Beiſitzern zum Mietseinigungsamt wur

den die Herren Paul Kupke und Karl Speer von den
Mietern und Friedrich Lay er von den Hausbeſitzern gewählt.
Einer Magiſtratsvorlage über den Erlaß einer Steuervorlage
über den gemeinen Wert, die nach dem Schema unſerer
Nachbarſtadt Bitterfeld ausgearbeitet worden iſt, wurde zuge-
ſtimmt. Betr. des Erlaſſes einer Schankkonzeſſionsſteuerord
nung wurde eine Kommiſſion zur Bearbeitung gewählt. Die
Neuregelung der Fortbildungsſchulbeiträge wurde den Magi-
ſtratsvorſchlägen gemäß angenommen. Dem Schulvorſtand
wurde der Antrag überwieſen, die Unterrichtsſtunden in die
Arbeitszeit zu verlegen. Ein Vorſchlag, den Herren der
Kriegsernährungskommiſſion für ihre Mühewaltungen eine
Abfindungsſumme von je 400 Mark zu zahlen, wurde nach
langer Debatte abgelehnt. Wir müſſen bemerken, daß es bei
einem dieſer Herren, dem Gen. Dölling, wohl angebracht
geweſen wäre, wenn man ihn entſchädigt hätte. Er hat ſich,
trotz ſeiner nicht gerade glänzenden Verhältniſſe und ſeines
hohen Alters, in den Dienſt der Sache geſtellt. Die Ueber-
nahme der Pflege der Kriegergräber wurde ohne Diskuſ-
ſion angenommen. Der Frau Sch., welche ſich mit mehreren
Kindern in äußerſter Not befindet, ſoll eine vorläufige Hilfe
von 500 Mark und eine laufende wöchentliche Unterſtützung
von 50 Mk. bis zur Regelung ihrer Rentenbezüge gezahlt
werden. Der Kartoffelhändler Bormann erſuchte um
Ueberlaſſung von 20.000 Mark als Betriebskapital zum Kar
toffelankauf für die hieſigen Einwohner. Die Stadtv. Gen.
Leine und Bleck bemerken, daß die Kartoffelnot in Wirk-
lichkeit bei den Herren Agrariern nicht ſo groß iſt, wie all
gemein angenommen wird. Die Kartoffeln werden künſtlich
zurückgehalten, um im Frühjahr bedeutend mehr heraus-
zuſchlagen, oder gar nur Saatkartoffeln abzugeben, denn an-
dere wachſen, wie es ſcheint, gar nicht mehr. Anderſeits
iſt auch der Verdacht nicht von der Hand zu weiſen, daß
man die Kartoffeln lieber erſt erfrieren läßt, um ſie dann in
die Schnapsbrennereien abführen zu können. Da die uns
allen bekannten Herren Sommer und Bernhardt Lieferungs-
verträge abgeſchloſſen haben, ſoll der Magiſtrat mit Ge-
nannten in Fühlung treten. Ferner wurde der Magiſtrat
beauftragt, wegen Erwerb von Bauland (betr. Rudolphſcher
Holzplatz) mit einem Herrn A. Saal, Chemnitz, zwecks Er
richtung einer Fabrik, in Fühlung zu treten. Da der
Kaſſenbote und Friedhofswärter Thiede gekündigt hat, wurde
eine Gehaltserhöhung um 5000 Mark vom Magiſtrat vor-
geſchlagen. Bürgermeiſter Gen. Meier begründete dieſe
ganz notwendige und für jeden vernünftig Denkenden ganz
ſelbſtverſtändliche Erhöhung. Trotzdem brachte es der Stadt-
verordnete Pöhler (U. S. P.) fertig, „geharniſchten“ Proteſt
dagegen einzulegen und auch trotz bürgerlicher Belehrung
dagegen zu ſtimmen. Auch ein Zeichen der Zeit. Hof-
fentlich iſt er konſequent. Mit dem Maße, da ihr meſſet,
wird man euch wieder meſſen! Es fogten noch kleinere An-
fragen. Da die Gemeinde Zſchornewitz, ſowie Golpa und die
Fa. Witkopp bisher noch ablehnen, werden wir wohl vorläufig
auf die ſo ſehnſüchtig erwartete und dringend notwendige
Autoverbindung Gräfenhainichen Golpa verzichten müſſen.

Da in nächſter Zeit durch Gräfenhainichen zwei neue Kabel
in Richtung München Berlin, Berlin Frankfurt, gelegt
werden ſollen, werden wir hoffentlich auch aller Voraus-
ſicht nach auf einer Seite der Hauptſtraße unſeres Städtchens
für die Herren Rennfahrer insbeſondere eine 3 Moſaikſteine
breite Fahrgekegenheit bekommen, was beſonders im Jntereſſe
der Sicherheit ſehr zu begrüßen wäre, denn, ein Radfahrer,
der Gräfenhainicher Pflaſter gekoſtet hat, und dabei nicht
geflucht hat, der iſt beſtimmt auf dem Bürgerſteig durch die
Straßen hindurchgeſauft. Es war bisher wirklich ein Wun-
der, daß noch keine Unglücksfälle vorgekommen ſind. Alſo
hoffen wir das Beſte für beide Teile!

Torgau Liebenwerda--Schweinitz.
Liebenwerva. Sitzung des Kreistages. Der Kreis

tag fand ſtatt am Montag, den 17. Oktober, vormittags 11 Uhr
im Kreishausſaal. Für die durch die Kataſtrophe von
Hpvau Betroffenen wurden einſtimmig 5000 Mark aus Kreis

mitteln bewilligt. Dem Geſamtſchuwerband Bockwitz ſohn
aus laufenden Mitteln ein zinsloſes Darlehen von 10000
Mark zur Einführung des praktiſchen Haushaltungsunter
richts zur Verfügung geſtellt werden und zwar ſo lange, wie
der Unterricht unterhalten wird. Da allgemein anerkannt
wurde, daß der Zuſtand der Kreisſtraßen und Gemeindewege
ein ſehr ſchlechter ſei, wurde die Aufnahme eines Tilgungs
darlehens von 2 Millionen Mark zum weiteren Ausbau der
Straßen beſchloſſen. Dieſer Betrag ſoll auf 5 Jahre verteilt
werden. Die Kreisſtraßen waren früher muſtergültig, ſind
jedoch durch die vielen Kohlentransporte zerfahren. In den
letzten 27 Jahren ſind für den Ausbau der Straßen 1 300 000
Mark ausgegeben worden, eine nicht unerhebliche Summe.
Gen. DietrichFalkenberg regte noch an, die Straßen beſſer
zu pflegen. Kleine Schäden müßten ſofort ausgebeſſert wer
den. Für Errichtung eines vierten Wohnhauſes für Kreis-
beamte warer die Kreisvertreter nicht zu haben, nachdem vom
Landrat Gen. Vogl mitgeteilt worden war, daß die Kreis-
beamten alle untergebracht ſeien. Der Antrag Rentſch, die
Beſchlußfaſſung auszuſetzen und die weitere Entwickelung der

abzuwarten, wurde angenommen. Die Stadt
Liebenwerda hatte den Antrag geſtellt, der Kreis ſolle das
ſtädtiſche Krankenhaus übernehmen und ſolle das Moorbad
an die Stadt abtreten. Dieſer Vorſchlag fand wenig Gegen-
liebe. Die Kreisvertreter waren vielmehr dafür, ein neues
Kreiskrankenhaus mit allen neuzeitlichen Einrichtungen in
ſchöner, geſunder Lage zu errichten. Die Gemeinden ſollen
befragt werden, welche Summe ſie für dieſen Zweck zur Ver
fügung ſtellen wollen. Abgeordneter Hieler, Bürgermeiſter
in Elſterwerda, ſtellte eine Summe von 50 000 Mark in Aus-
ſicht. Nachdem auch der Kreisarzt zugegeben hatte, daß die
Lage des ſtädtiſchen Krankenhauſes ungünſtig und der Grund
und Boden nicht geeignet ſei, wurde die Uebernahme durch
den Kreis abgelehnt. Jntereſſant waren die Ausführungen

des Genoſſen Dietrich, das Moorbad betreffend. Wenn die
Revolution nicht gekommen wäre, hätte Liebenwerda kein
Moorbad mehr. Dasſelbe ſollte ſeinerzeit in Bureauräume
umgewandelt werden. Mit den Arbeiten war bereits begon-
nen. Dieſe Mitteilung war verſchiedenen Herren nicht ge
rade angenehm. Der Verkauf des Moorbades wurde hierauf
einſtimmig abgelehnt. (Fortſetzung folgt.)

Cöthen. Aufſehenerregender Fünd aus der Eis-
V t. m Geologen Götze iſt es gelungen, nach 15 jähriger müh-
amer Forſcherarbeit den erſten Nachweis des paläolithiſchen
Menſchen in Mitteldeutſchland zu erbringen Es iſt dies ein pracht-
voller Fauſtkeil der Acheulſtufe, der dem klaſſiſchen Fund von Hauſer
in Südfrankreich St Seite ſteht. Der Fund dürfte in die zweite
ZwiſchenEiszeit allen, die rund 140 000 Jahre oder 4200 menſch-
liche Generationen zurückliegt.

Langenſalza. Wo das Geld ſteckt. Die bürgerlichen
Blätter melden: „Jm benachbarten Schönſtedt wurde einem
Landwirt, der ſein Geld zu ſorglos aufbewahrt hatte, der
hohe Betrag von 500000 Mark geſtohlen.“
Dieſe Meldung bildet eine treffliche Jlluſtration zu der von
den gleichen Blättern ſo, oft geſchilderten „Not der deutſchen
Landwirte“. Dem Bauer ſei Troſt. Die deutſchnationalen
Landbündler werden es ihm infolge ihrer „ſegensreichen“ Tä-
tigkeit bald wieder ermöglicht haben, den Verluſt dieſer halben
Million auszugleichen. O, die bedauernswerten

K onſumenten!

Cwgeſandt

Verant
die Veröffentlichungen unter dieſer Ueberſchrift Abernimmt die Redakliower keinerlei wortung)

Die Hettſtedter Lehensmittelſchulden.
Auf das in Nr. 232 der „Hettſtedter Zeitung“ erſchienene Ein

geſandt habe ich folgendes zu erwidern:
Daß in der letzten Sitzung der Hettſtedter Stadtverordneten

der Punkt 6 der Togesor h „Aufnahme einer kurzfriſtigen
Anleihe in Höhe von ſage und ſchreibe 500 000 Mark zur Beglei-
chung der Verpſflichtungen der Stadt an den Kreis“, zu lebhaften
Auseinanderſetzungen führte, war für den Eingeweihten ſowie
für jeden objektiven Betrachter keine Ueberraſchung. Dagegen
muß man dic Darlegungen des Schriftleiters des „Hettſtedter
Tageblattes“ über dieſen Punkt als höchſt ſonderbar und einer
näheren Unterſuchung wert finden. Es erweckt durchaus den An
ſchein, als ob der genannte Schriftleiter durch das urplötzliche
öffentliche Auftauchen der Worte „Lebensmittelwirtſchaft“ und
„Lebensmittelſchulden“ in die größte Verlegenheit geraten iſt,
Stoff für ein neues Mäntelchen zu beſchaffen, um es der ſo zarten
und durchaus zur Exploſion neigenden „Lebensmittelſchuld“ viel-leicht ſchon in Rückſicht auf die vorgerüdte, bereits recht kalte und
unangenehme eit umhängen zu können. Dafür ſpricht
nämlich die Tatſache, daß er die „Lebensmittelſchulden“ mit einer
ſeiner Meinung nach von dem ſozialiſtiſchen Regime verabſäum-
ten Erſchließung neuer Steuerquellen und insbeſondere mit der
neuen Reichseinkommenſteuer und wer weiß noch alles in Ver-

bindung zu bringen ſucht. tWenn ſchon allein aus dieſen Darlegungen die völlige Rat-
loſigkeit des Schriftleiters unwiderleglich hervorgeht, ſo muß aber
jedem aufmerkſamen et bei ruhiger Betrachtung ſpeziell der
von ihm am Schluſſe ſeiner Ausführungen aufgeſtellten, aber
weder in tatſächlicher noch in rechtlicher Beziehung haltbaren Be-
hauptung:
„Gericke und Roſenberg ſind die Schuldige s

das alte Studentenverslein: ß„Am Präſidium ſitzt ein Greis, der ſich nicht zu helfen weiß
zweifellos unwillkürlich in den Ohren klingen.

Ein unumſtößlicher Beweis dafür, daß über Urſache und Ent-
r der „Lebensmittelſchuld“ gegenüber der omi-
nöſen Anſicht des erwähnten Schriftleiters in verſchiedenen Krei-
ſen doch noch eine weſentlich andere Meinung vorhanden iſt, iſt
die an Herrn Roſenberg und mich gerichtete öffentliche Aufforde
rung, uns in der quäſtionierten Angelegenheit alt zu
äußern. Abgeſehen davon, daß der fragliche Schriftleiter ſchon
im Hinblick darauf, daß er an der Hettſtedter Lebensmittellage
perſönlich ziemlich ſtark intereſſiert zu ſein ſcheint, zur Klarſtellung
der ganzen Sache vielleicht ſchon in aller Kürze mit weiterem
zweckdienlichen Material aufwarten wird, bin ich durchaus bereit,
dieſer Aufforderun J zu entſprechen. Jch bitte um ſagte
Vorſchläge, in welcher Weiſe in der Preſſe oder Volksverſamm-
lung dies geſchehen ſoll. Albert Gericke.

Schon t
wurde dieſes Zeichen fürich. dts Schweizerpillen llene

A,G, vorm. Apotheker d

und Singen a. Hohentwiel (Baden).



Verwſſchtes.

Mangels Erlaubnis der Durchlaucht von 1681.
Vor zwei Jahren verkaufte die Gemeinde Seevau bei

an einen Holzhändler 25 Morgen Kiefernbeſtand.
ie Gemeindeforſt unterſteht der Forſtaufſicht zufolge einesalten es. Während der Arie beſi cgte der

Oberförſter mit dem Gemeindevorſteher die verkaufte Fläche.
Alles ſchien in Ordnung. Als alles gefällt und bezahlt war,
erhielt der Käufer aber eine gorrerng der Staatsanwalt-
ſchaft in Lüneburg. Trotzdem ſo berichtet der „Holz-

rkt“ der Holzhändler nachwies, ihn der Ortsvor-
nicht im eifel gelaſſen habe, daß die ſtaatliche Ge

nehmigung erfolgt ſei, da er ſamt den Realbeteiligten das
u ſchlagende Holz vorzeigte, am erſten Schlagtage auch alle

Beteiligten an Ort und Stelle dem Schlagen zuſahen und
ferner am 5”. a 1920 der Gemeindevorſteher und der
Oberförſter, als Beauftragte der Regierung, im Walde, als
zirka 30 Feſtmeter geſchlagen waren, den Leuten des Holz-
händlers ebenfalls bei der Arbeit zuſahen, ohne daß irgend
ein Wort darüber laut wurde, daß noch nicht geſchlagen wer
den dürfe, da die regierungsſeitige Genehmigung noch nicht
erteilt ſei, erhielt der Holzhändler vom Staatrsanwalt einen
Strafbefehl über 214 965 Mk. Geldſtrafe. Koſten extra.
Die Strafe iſt nach dem Geſetz der doppelte Holzwert. Der
Holzhändler legte Berufung ein und wurde vom Schöffen-
n Dannenberg freigeſprochen, weil dieſe privattver-
raglichen Aufſichten nicht dem Geſetz für den Bezirk Lüne-

burg unterliegen. Der Amtsanwalt hatte indeſſen An-
weiſung, im Falle eines Freiſpruches Berufung einzulegen,
und am 20. Juli 1921 kam die Angelegenheit vor die Straf-
kammer des Landgerichts Lüneburg. Und dies Gericht hat
nun lies und ſtaune, lieber Leſer auf Grund einer
Braunſchwigiſch Lüneburgiſchen Landesreſolution vom

September 1681, wonach „keiner weder in den Höfen oder
denen ihm oder anderen zuſtehenden Holzungen einiger
Baum- oder Geſtäude ohne ſeiner Fürſtlichen Durchlaucht
oder deren fürſtlichen Kammer Spezialbefehl und Erlaub-
nis bauen oder fällen laſſen ſolle“, die Verurteilung zu der
genannten hohen Strafe in letzter Jnſtanz ausgeſprochen!
Nach dieſer Logik könnte das Holz demnach nicht früher ver-
kauft werden, als bis eine neue fürſtliche Durchlaucht ein
geſetzt wäre, die die Landesreſolutron von 1681 aufhebt.
Die „Fürſtliche Durchlaucht“ dürfte ſich im Grabe herum-
wälzen vor Vergnügen darüber, was ihr Strafbefehl von
anno dazumal in der deutſchen Republik des 20. Jahrhun-
derts anrichtet.

Vom Wahren Jakob iſt ſoeben die 21. Nummer des 38. Jahr-
zangs erſchienen. Aus ihrem Jnhalt erwähnen wir folgende Bei-
träge: Bilder: Die neue Lokomotive. Wirth in Nöten. Jn-
ternationale Text: Oppau. Von Der Wahre
Jakob. Die Steuern der Hohenze nern on W. Der Mann
am Kreuz. Von Paul Zech. Die Kataſtrophe. Von Friedr.
Wendel. Der Ausgleich Von M. Randgloſſen zu Luden-
dorffs Kriegserinnerungen. Von Pankraz Bittermaul. Der
Preis der Nummer iſt 80 Pf. Probenummern ſind jederzeit durch
den Verlag J. H. W. Dietz Nachf. G. m. b. H. in Stuttgart, ſowie
von allen Buchhandlungen und Kolporteuren zu beziehen.

Die Erwerbsloſenfürſorge. Unter dieſem Titel iſt ſoeben im
Verlag „Freiheit, Berlin C 2., Breiteſtr. 8--9, eine Schrift des
Arbeiterſekretärs Rudolf Weck erſchienen (Preis 8 Mk.). Wohl
auf wenigen Gebieten iſt die Unkenntnis der geſetzlichen Beſtim-
mungen ſo groß und doch die Vertrautheit mit demſelben ſo not-
wendig wie auf dem Gebiete der Erwerbsloſenfürſorge. Jn über-
ſichtlicher Anordnung und gemeinverſtändlicher Darſtellung gibt
die vorliegende Schrift über die geſetzlichen Beſtimmungen, ſowie
praktiſche Anwendung erſchöpfend Auskunft. Für jeden, der ſich
orientieren und wirkſam die Jntereſſen der Erwerbsloſen und
Kurzarbeiter wahrnehmen will, iſt die vorliegende Schrift daher
unentbehrlich. Die Bearbeitung iſt nach dem neueſten Stande er-
e und enthält auch die vom 1. Auguſt d. J. ab geltenden neuen
Unterſtützungsſätze. Jn einer Reihe von Abhandlungen über Or-
ganiſation der Jfrſorge örtliche Zuſtändigkeit, anſpruchsberech-
tigte Perſonen, Art und Höhe der Fürſorge, Rechtscharakter,
Wartezeit, Aufhören der Unterſtützung, Fürſorge für den Krank-
heitsfall. Kurzarbeiter- Unterſtützung und produktive Erwerbs-
loſenfürſorge, iſt die gefamte Fürſorge gemeinverſtändlich darge-
ſtellt und an Beiſpielen erläutert. Die beiden letzten Abſchnitte
enthalten die Beſchlüſſe des Reichstags und des Reichswirtſchafts-
rats zu den 10 Forderungen des A. D. G. B.

Roſa Luxemburg, Karl Liebknecht, Leo Jogiſches. Jhre Be-
deutung für die deutſche Sozialdemokratie. Eine Skizze von Karl
Kautsky. Verlagsgenoſſenſchaft Freiheit e. G. m. b. H., Berlin.
Preis 2 Mark. Kautskys Schrift ſchildert zunächſt den Gegenſatz
zwiſchen der Arbeiterbewegung in England und Rußland als den
Gegenſatz von reformiſtiſcher und revolutionärer Denkweiſe. Der

x engliſche Einfluß auf die deutſche Arbeiterbewegung aber war ge
ring, gewaltig dagegen der Einfluß Rußlands auf das ſozialiſtiſcheDenken Europas. Als nun in Deutſchland der rskeiatche aſ

x gegen den Abſolutismus begann, da wurde der dem
Kampf des ruſſiſchen Proletariats ausgehende revolutionäre Ein-
fluß noch verſtärkt durch den perſönlichen Einfluß, den die zahl-
reichen Scharen von Emigranten hervorriefen, die zeitweiſe oder
für immer vor ihren Bedrängern aus Rußland flüchten mußten.
t Aig aber auch, daß die Bedingungen des großen Ein-zußlands und ſeiner Vertreter auf die deutſche rbeiter-

ewegung ſich jetzt gewandelt haben. Er ſchließt deshalb: „Und
darum werden Roſa Luxemburg und ihre Freunde wohl in der
Geſchichte des Sozialismus ſtets einen l Platz be
haupten, aber ſie kennzeichnen in dieſer Geſchichte einen Abſchnitt,
der zu ſeinem Ende gekommen iſt.“

„Das einheitliche Arbeitsrecht. Von Fritz Schröder.
Verlag: Zentralverband der Angeſtellten, Berlin SO. 26. Der
54 Seiten ſtarken Broſchüre iſt ein vom Verfaſſer auf dem erſten
Verbandstag des Zentralverbandes der Angeſtellten in Weimar
1921 c Vortrag zugrunde gelegt.nleitend werden die r Epochen der geſchicht
lichen Entwicklung der Wirtſchaft und damit der Rechtsordnung
geſchildert, um dann zu der Frage Stellung zu nehmen: Was
iſt Arbeitsrecht? Die Frage wird ausführlich auf Grund
verfaſſungsrechtlicher und wiſſenſchaftlicher Auslegungen behan-
delt. Daran anſchließend findet das zu ſchaffende ritegee uch,
in dem das Arbeitsvertragsrecht den ruhenden Pol bildet, er-
giebige Würdigung. Bei Behandlung dieſes ganzen rn ges
wird auch die Neuregelung des Vereinigungs- und Streikrechts
in Betracht gezogen.

Einen breiten Raum nimmt die Beſprechung der Neuregelung
des Schlichtungsweſens mit ſeinen vielen Unterfragen ein, dem
Abhandlungen über den Entwurf des Arbeitstarifgeſetzes und des
Arbeitsnachweisgeſetzes folgen. Die Notwendigkeit der Errichtunvon Arbeits etichten und des Ausbaues der Gewerbeaufſicht wir

ausführlich beleuchtet.
Die Sozialiſierung des Wohnungsweſens wird jetzt von den

Kreiſen der Gewerkſchaften und Mieter lebhaft erörtert. Als ein
Beitrag dazu erſcheinen im Verlage des Allgemeinen Deutſchen
Gewerkſchaftsbundes (Berlin SO. 16, 84 Seiten, 7 Mk.) die
„Richtlinien für die gemein wirtſchaftliche Re-
e des Wohnungsweſens“, die in einer ausführ-
ichen Begründung für die Notwendigkeit der Vergeſellſchaftung

des Wohnungsweſens auch für diejenigen, die ihr ablehnend gegen-
überſtehen, wertvolles Material bringen. Durch Reichsgeſetz wird
die Bildung von Pflichtgenoſſenſchaften, ſogenannten Hausſchaf-
ten, verlangt, in denen 500 bis höchſtens 1000 Wohnungen und
auch Gewerberäume zuſammengefaßt werden. Die Hausſchaften
einer Stadt bilden zuſammen den Wohnungsverband, ebenfalls
eine Selbſtverwaltungskörperſchaft. Das Eigentum an den Häu-
ſern, ſoweit es nicht kleine Eigenhäuſer ſind, geht gegen angemeſ-
ſene Entſchädigung auf die Hausſchaften über. Den Wohnungs-
verbänden liegt die Regelung der Neubautätigkeit ob. Eine reſt-
loſe Beſeitigung all der vielen Mißſtände im Wohnungsweſen und
eine beſchleunigte und ſyſtematiſche Behebung der hnungsnot
unter gerechter Heranziehung der Bewohner der vorhandenen Häu-
ſer zu den Koſten wird nachzuweiſen verſucht und jedenfalls wir-
kungsvoll zur Diskuſſion geſtellt.

öbzlules
Einen Unfallvertrauensmann verlangt Dr. Fiſcher in

Zentralblatt für Gewerbehygiene. Jn jedem Betriebe
ſollen ein oder mehrere Vertrauensleute durch die Betriebs-
arbeiterſchaft Krne werden, und dieſe Vertrauensleute

ſollen die im Betriebsräegeſetz vorgeſehenen Aufgaben der
Betriebsräte mit erfüllen helfen.

Gewerbehygiene. Durch einen Erlaß des preußiſchen
Miniſters für Volkswohlfahrt wird die ärztliche Unter-
ſuchung und Ueberwachung des Geſundheitszuſtandes der
Bleiarbeiter angeordnet. Ferner iſt für ſämtliche deut-
ſchen Staaten eine amtsärztliche Unterſuchung und Begutr-
achtung von Kraftwagenführern beſtimmt worden. Es iſt
erfreulich wenn man bei den mangelhaften Zuſtänden auf
dem Gebiete der Gewerbehygiene auch einmal von kleinen
Fortſchritten hören kann. Die Entwicklung ſteht nicht ſtill.

Tuberkuloſe und Beruf. Dr. Alfons Fiſcher bringt in
den Sozialhygieniſchen Abhandlungen eine Arbeit über
Tuberkuloſe und Umwelt. Daß die ländlichen Bezirke und
Berufe ſich bezüglich der Tuberkuloſeſterblichkeit und Jn-
validität infolge Tuberkuloſe günſtiger ſtellen als die in-
duſtriellen, iſt ſchon öfter feſtgeſtellt worden. Auch hat
Fiſcher abermals feſtgeſtellt, daß die Tuberkuloſeſterblichkeit
bei ſteigendem Einkommen, ſteigender Lebensverſicherung,
großer Wohnung, bei Selbſtändigen und geſunden Becufen
niedrig iſt. Einen weiteren Beweis für die Zuſammen
hänge Tuberkuloſe und Umwelt zieht Fiſcher aus
einem Vergleiche mit England. Dort iſt die Storblichkeit
an Lungentuberkuloſe ſeit der Mitte des vorigen Jahr-
hunderts immer mehr gefallen und zwar mehr als in Preu-
ßen und Bayern. Dabei ſind aber auch die Preiſe für
Lebensmittel dort andauernd geſunken, während ſie bei uns

der dic Jungen und Mädel der äußerſten

e

i a.

eine e Tendenz hatten. Und da die Nahrungs-

e enhlagge pielen, ſo r ſchä uM miltelpreſſe auf die Tuberkuloſe des Prolerariats

wohl begreiflich.

Jugendbewegung.

„Jugendbund Bismarck.“
Unter der Firma Zu Bismarck“ erfreut ſich in

Schleſien der bekanntlich aufgelöſte Deutſchnationale Jugendbund,
echten in ihre Partei

olitik einweihte, eines neuen fröhlichen Daſeins. Dreiſt, wie
mmer, behaupten nun die De er des „Bismarck“, keine Po

litik zu treiben. Aber ihre Zeitſchrift „Jung-Vismarck“ ſtraft ſie
Lügen. Da wird in der Julinummer ein Gedicht „Die Volkszer-

treter“ r das ein e en en shetzeriſches Machwerk ſchlimmſter Sorte iſt. Wenn im erſten Teile
die Regierungsparteien als undeutſch verſchrien werden, ſo predigt
der Verfaſſer im zweiten der Jugend den Revanchekrieg. r
„ſingt“:ſing „Es werden Tage wiederkommen,

da jedes deutſche Herz ein ert!
Jn unſern Brüſten ſchläft das Eiſen
und wird feg ht in Feuersqual,
und einmal wird es erweichen
und auferſtehn als harter Stahl.
Dann laßt uns ſehen, was uns tauge,
und denken, was man uns getan,
und laßt uns zählen Aug' um a
und rechnen laßt uns n um Zahn.

Man bedenke, daß den „Jung Bismarck ſchon zehnjährige
Quintaner, die ja „Mitglied“ des Bundes ſein können, in die
Hände bekommen. Welch g u verheerende Wirkung müſſen
ſolche predigten auf die jugendlichen Gemüter ausüben, welch
ein tieſgehender Klaſſenhaß wird da gerade von den Kreiſen, die
der Arbeiterſchaft den Klaſſenkampf S Vorwurf machen, in die
empfänglichen Gemüter gepflanzt. it Recht wirft deshalb die

t“, unſer Breslauer Bruderblatt, die folgenden Fra-
en auf:1. Wie paßt dieſer Ha geſang Zum Geiſt des völkerverſöhnen-

den Chriſtentums, den doch die Deutſchnationalen gerade in der
Schule ſiehe Religionsunterricht erhalten wo en? Oder
iſt dieſe Forderung nur Heuchelei?

2. Wie verträgt ſich obige Rachepredigt mit dem Weſen der
Weimarer Reichsverfaſſung, wo im Artikel 148 „in allen ulenTüchtigkeit im Geiſte der Völkerverſöhnung“ Sie wird
Wird hier nicht die Verfaſſung ebenſo frech verhöhnt wie Religion
und Chriſtentum?

Daß der Bund nicht politiſch „farblos“ iſt, zeigt in dem Ar-
tikel „Theodor Körner und die deutſche Jugend der Schlußſatz an
di deutſche Jugend: Zeige den traurigen Geſtalten vom November
1918, daß nicht alle international denken, ſondern daß es auch
Deutſche gibt, ige ihnen, daß ſie ſich vor der Zukunft hüten ſollen,
daß es ein ſtarkes Geſchlecht iſt, das dereinſt die Geſchicke des
Vaterlandes zu lenken gedenkt! Das walte Gott!“ Alſo unver-
blümte Aufforderung ſchon an die Schulkinder zur Bekämpfung
der Sozialdemokratie und zum Sturz der Republik. Auch die
ſtarken Männer“, welche dies beſorgen ſollen, werden verherrlicht
in einem beſonderen Abſchnitt. er ehemalige Obermilitariſt
Ludendorff und der verfloſſene d der Orgeſch, Eſcherich, werden„der geſamten Jugend nur eindring ich zur Beherzigung emp

fohlen.“
Was wird die Behörde gegen dieſe Jugendverhetzung unter-nehmen? Die n hen aber in ch nicht

über das Echo wundern, das ihre unverſchämte Jugendverhetzung
in der Arbeiterſchaft auslöſen wird

Die Konſumgenoſſenſchaft.
Die Konſumgenoſſenſchaft iſt das Wirtſchaſt Je

ukunft.
Sozialismus Gemeinwirtſchaft das iſt der Kern

Wirkens.
Willſt Du ihr dienen, dann hilf an ihrem Ausbau,
ſie wird es Dir und Deinem Volke reichlich lohnen.

Amllthe T wen für Halle 0.d.6
Viehſeuchenpolizeiliche Anordnung.

Zum Schutze gegen die Maul- und Klauenſeuche wirt
auf Grund der. S8 18 ff. des Viehſeuchengeſetzes vom 26.
(Reichs Geſetzblatt 1909 Seite 519) mit Ermächtigung des Miniſters
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten folgendes beſtimmt:

Fer Seuchenſtall des Schlachthofes, hier, bildet einen Sperr
bezirk.

Für den Sperrbezirk gelten die Beſtimmungen der in der
Halliſchen Allgemeinen Zeitung vom 11. Mai 1921 Nr. 108 ver
öffentlichten viehſeuchenpolizerlichen Anordnung des Herrn Regie
rungs Präſidenten in Merſeburg vom 13. Juli 1920.

Halle, den 18. Oktober 1921.
Die Polizeiverwaltung.

nnd

w.Ha
Marienstreße 2

2 Minuten v. Bahnhof entfernt
Telephon 5692.

Spezialität: Herren -Stärke-Wäsche.
Famil.-Koll- u. Naßwäsche n. Gew. u. Stüch

bebensmittel
kauft jeder in anerkannt
besten Quoalifäten sfefs
preiswert und qut bei

G. m. b. H.
Halle, Mittelstrabe 21.

Einkäufer
rierren- und Damenstoffe

Besuchen Sie uns, überzeugen Sie

sich von unserer Preiswürdigkeit.

Mitteldeutsche
Textil-Gesellschaft m. b. H.

Grosse Ulrichstrasse 12.S Schöne
asenen Beſucstaſchen
Frauenspritzen äußerſt billig.

Klysos

Zur
Ermordung
Erzbergers

Eine Rede von

Philipp Scheidemann
gehalten am 30. Sept. 1921

im Reichstag

Zu beziehen durch:

Buchbhdlg. Volksſtimme,

Gr. Ulrichſtraße 27.
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